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Wann immer sich die Herren der Welt ver-
sammeln geht es ihnen um eins: Die Herr-
schaft der großen Konzerne und Banken über
die Welt zu sichern und ihre Profite weiter zu
steigern. Bei den Treffen von IWF (Internatio-
naler Währungsfonds), WTO (Welthandelsor-
ganisation) oder Weltbank entscheiden weni-
ge, von niemandem gewählte Bonzen über das
Leben von Milliarden Menschen. Ihre Aufgabe:
Die Welt den multinationalen Konzernen auf
dem Tablett zu servieren, zur Ausbeutung frei
gegeben, ohne lästige Beschränkungen und
soziale oder ökologische Verpflichtungen. Das
wird dann mit wohlklingenden Phrasen wie
„Globalisierung“, „Deregulierung“, „Flexibili-
sierung“, „Freihandel“, usw. kaschiert. Die
Folgen: Schrankenlose Ausbeutung der „Drit-
ten Welt“, überall Ausverkauf öffentlichen Ei-
gentums an die Multis durch Privatisierung,
Sozialkürzungen, Bildungsabbau, Arbeitsplatz-
vernichtung, Zerstörung der Umwelt durch
Atomkraft, Klimagase...

Von Daniel Behruzi, Berlin

Aber wir lassen sie nicht länger ungestört über
unsere Köpfe hinweg unser Leben und die Welt
zerstören! Seit den erfolgreichen Protesten gegen
die Ministerrunde der WTO 1999 in Seattle zeigt
sich eine andere Globalisierung: Die Globalisierung
des Widerstands! Seither hat es bei jedem Treffen
der internationalen Institutionen Gegenaktionen,
Gegengipfel und Gegendemonstrationen gegeben.
Seattle, Prag, Melbourne, Nizza – die Liste der
Orte, die zum Symbol des internationalen Wider-
stands geworden sind, wird immer länger. Zuletzt
demonstrierten Tausende in Quebec gegen die Er-
richtung einer amerikanischen Freihandelszone von
Alaska bis Feuerland. Die Antwort der Herrschen-
den ist immer gleich: Polizeiknüppel, Tränengas,
Wasserwerfer. Das „störende“ Volk soll gefälligst
draußen bleiben. Unsere Antwort: Lasst uns zu
dieser Liste noch ein paar Namen hinzufügen: Gö-
teborg, Genua und Bonn.

16. Juni: Göteborg
Auf dem EU-Gipfel in Göteborg geht es darum,

Europa nach den Interessen der Konzerne zu ge-
stalten: Telekommunikation, Postwesen, Energie-
versorgung – alle profitablen Bereiche des staatli-
chen Sektors sollen an die Multis verscherbelt wer-
den. Mit dem Aufbau einer EU-„Krisenreaktions-
truppe“ soll den europäischen Kapitalisten das

Gegenwehr, Solidarität, Sozialismus  1,– DM

Solidaritätspreis 3,– DM Zeitung der

Sozialistische Alternative

EU-Gipfel in Göteborg, G7-Treffen in Genua, Klimagipfel in Bonn...

Globalisiert den
Widerstand!
Nein zur Politik für Banken und Konzerne

➫ Schluss mit der Ausbeutung der Welt durch die Multis!
Streichung der Schulden der „Dritten Welt“!
Enteignung der Banken

➫ Für die Zerschlagung von IWF, WTO und Weltbank!
Nein zur EU!

➫ Statt Nationalismus und Rassismus:
Internationale Solidarität und Widerstand von
ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Jugendlichen

➫ Für eine Welt, die nicht von Konzerninteressen, sondern von den
Bedürfnissen von Mensch und Umwelt bestimmt wird

Mittel gegeben werden, auch militärisch im welt-
weiten Poker um Märkte und Ressourcen mitzumi-
schen. Die „Festung Europa“ soll weiter ausgebaut
werden: Unerreichbar für Flüchtlinge, offen für
ökonomisch verwertbare IT-Experten und Billigar-
beiter.

21. Juli: Genua
Im Juli treffen sich die Vertreter der sieben mäch-

tigsten Industrienationen und Russlands in Genua.
Es geht darum, die Ausbeutung der „Dritten Welt“
zu forcieren. Durch die „Schuldenfalle“ werden die-
se Länder in wirtschaftlicher Unterentwicklung ge-
halten: Die Schulden belaufen sich auf 2,2 Billionen
US-Dollar. Die 25 ärmsten afrikanischen Staaten
müssen zum Beispiel im Jahr viermal so viel für
den Schuldendienst aufbringen wie für die Gesund-
heitsversorgung. Jede wirtschaftliche und soziale
Entwicklung wird ihnen so unmöglich gemacht.
Kriege, Bürgerkriege und Diktaturen, an denen sich
die Rüstungskonzerne der Industriestaaten dumm
und dusselig verdienen, tun ihr Übriges.

15. – 27. Juli: Bonn
Der Weltklimagipfel in Bonn wird einen Scherben-

haufen zu diskutieren haben. Mit seinem Ausstieg
aus dem Kyoto-Protokoll, das den Ausstoß der für
die Klimaerwärmung verantwortlichen Gase um lä-
cherliche 5,2 Prozent gegenüber 1990 bis 2008-12
reduzieren sollte, hat der neue US-Präsident und
Vasall der Energiekonzerne George Bush die Illusion
zerstört, das internationale Kapital würde auch nur
symbolisch etwas gegen die Zerstörung unserer Le-
bensgrundlage unternehmen. In Europa, wo die mo-
deraten Ziele in diesem Bereich wohl ebenfalls nicht
erreicht werden, ist die Aufregung der Politiker eben-
falls nichts als geheuchelte Symbolik.

Widerstand international!
Gegen diese Sauereien setzen wir uns zur Wehr!

Gemeinsam mit anderen hat die SAV die Initiative
zur Gründung von „Widerstand international – ge-
gen die Diktatur der Banken und Konzerne“ ergrif-
fen, um den Aufbau der antikapitalistischen Bewe-
gung, die in Deutschland noch in den Kinderschu-
hen steckt, auch hierzulande zu unterstützen. Schü-
lerInnen, Studierende und Azubis mobilisieren in
der Kampagne nach Göteborg, Genua und Bonn
und organisieren vielfältige Aktionen und Diskus-
sionen vor Ort.

Es ist Zeit zu handeln – Mach mit!
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Bewegung gegen Atomkraft

Vom Anti-Castor-Protest
zum Anti-Kapitalismus

„Operativer Erfolg, strategi-
sche Niederlage“, so titelt ein
Kommentar der FAZ über die
Bilanz des ersten Castor-
Transportes unter Rot-Grün
aus bürgerlicher Sicht. Die
Anti-Atombewegung hat es
geschafft, vor den Augen der
Öffentlichkeit klar zu machen,
dass es auch mit den Grünen
in der Regierung keinen ge-
sellschaftlichen „Konsens“
über die weitere Nutzung der
Kernenergie gibt.

Um den Atommüll-Transport
einer Privatfirma gegen den Willen
der Bevölkerung durchzusetzen,
waren ein Großaufgebot der Poli-
zei und eine demokratiefreie Zone
im Wendland nötig. Im Wendland
leben rund 50.000 Menschen,
20.000 Polizisten waren vor Ort
im Einsatz. Wenn die Bundesre-
gierung ganz Deutschland militä-
risch so besetzen wollte, wie sie
das Wendland während des Ca-
stortransportes besetzt hatte,
dann bräuchte sie 32 Millionen
Polizisten!

Der Bevölkerung im Wendland
und die mehreren tausend De-
monstrantInnen aus allen Teilen
Deutschlands sahen sich aber
nicht nur einem riesigen Polizei-
heer gegenüber. Es war auch sonst
ein ungleicher Kampf. Die Bun-
despartei der Grünen setzte ihre
ganze noch vorhandene Autorität
als ehemalige Anti-Atomkraft-
Partei ein, um das Märchen vom
angeblichen Ausstieg aus der
Atomenergie zu verbreiten.
Atomindustrie, SPD, und Medien
waren bemüht, die Lüge von den
„notwendigen“ Castortranspor-
ten unter die Leute zu bringen.
Dennoch war der Protest gegen
den Castor im März ein wichtiger
Schritt, die Anti-Atom-Bewegung
neu aufzubauen.

Im Wendland lassen sich die
Menschen vor Ort schon lange
nicht mehr täuschen. Die Bevölke-
rung hat sich durch den jahrelangen
Protest politisiert. Aus ehemali-

gen, obrigkeitsgläubigen CDU-
Wählerinnen und -Wählern wur-
den AtomkraftgegnerInnen, die
unter anderem erkannt haben, dass
die Polizei nur ein Mittel ist, um
die Interessen der Atomindustrie
durchzusetzen. Das zeigt, wie sehr
sich das Bewusstsein ändern kann.

Gorleben ist überall – was die
atomare Gefahr angeht. Aber
Gorleben ist noch nicht überall,
was die Bereitschaft zum Wider-
stand angeht.

Deshalb kann es sich die Atom-
mafia leisten, neuen Atommüll
nach Frankreich und Britannien
zu schicken. Anfang April hat sie
sogar beantragt, die Atomstrom-
Produktion zu steigern und dazu
die Leistung der Atomkraftwerke
zu erhöhen. Neue Atommüll-
Transporte nach Ahaus und Gor-
leben sind geplant.

Es gibt nur einen Weg, neue Ca-
stortransporte zu verhindern: Der
Protest muss breiter, umfassen-
der, massenhafter werden. Wenn
beim nächsten Castortransport
100.000 oder 200.000 ins Wend-
land kommen um sich quer zu
stellen, dann ist er weder polizei-
lich noch politisch durchsetzbar.

Aber selbst dann würde die rot-
grüne Regierung die Atomkraft-
werke weiter laufen lassen.

Eine ganze Generation von

Auf der Demonstration in Lüneburg am 23. März hatten Grünen-
PolitikerInnen wie Claudia Roth und Kerstin Müller nichts zu lachen,
wurde der Atom-Nonsens doch eindeutig durchschaut

Berliner Finanzkrise:

Als im Februar der Spendenskandal um den
Fraktionsvorsitzenden der CDU im Berliner Ab-
geordnetenhaus, Klaus Landowsky, bekannt wur-
de, war das für viele erst mal nur ein weiterer
Korruptionsfall. Inzwischen ist jedoch das ganze
Ausmaß der Finanzkrise des CDU/SPD-Senates
ans Tageslicht gedrungen. Die Finanzgeschäfte
von Landowsky, (der mit mehr als 700.000 Mark
im Jahr spazieren geht), als Chef der  Berliner
Hyp werden der Bundeshauptstadt 135 Millio-
nen Mark kosten. Angesichts eines geschätzten
Haushaltsdefizits zwischen fünf und sechs Milli-
arden ist das aber nur noch der Tropfen, der das
Fass zum Überlaufen bringt.

Berlin steckt mit 65 Milliarden Mark in den
roten Zahlen; das entspricht in etwa dem Jahres-
etat von Baden-Württemberg. Zum ersten Mal
wurde in diesem Jahr eine Haushaltssperre ver-
hängt, nachdem das Haushaltsjahr gerade zwei
Monate alt war. Das Problem: In den vergangenen
Jahren wurden die Löcher im Haushalt durch
Privatisierungen und Immobilienverkäufe ge-
stopft. Jetzt ist das „Tafelsilber“ weg, und die
Stadt hat gleichzeitig wichtige Einnahmequellen
verloren.

Grund für die permanente Notlage sind man-
gelnde Einnahmen durch Steuern und hohe Aus-
gaben durch die Massenarbeitslosigkeit. Bei einer
offiziellen Arbeitslosenquote von mehr als 15
Prozent sowohl in Ost- als auch in West-Berlin
wird die Hauptstadt nicht von ungefähr die
„Hauptstadt der Arbeitslosen“ genannt. Durch
die Deindustrialisierung nach der kapitalistischen
Wiedervereinigung wurden allein in Ost-Berlin
mehr als 100.000 Industriearbeitsplätze vernich-
tet. Generell wurden die Produktionsanlagen im
Osten aus Konkurrenzgründen plattgemacht und
einzelne wenige Betriebe als verlängerte Werk-
bänke der Westkonzerne genutzt.

Natürlich ist es nicht so, dass niemand kas-
siert. An den Prestigebauten für den Haupt-
stadtumzug, für den Großflughafenbau oder für
den Ausbau vom Potsdamer Platz haben sich die
beteiligten Konzerne eine goldene Nase verdient.
Durch die hohe Verschuldung der Stadt stecken
die Banken Tag für Tag allein an Zinsen 11,2
Millionen Mark ein.

An diese Gelder geht die Große Koalition nicht
ran. Statt dessen werden die Kosten auf die Ar-
beiterInnen, Arbeitslosen und Jugendlichen abge-
wälzt. Wenn im Juni der Nachtragshaushalt ver-
handelt wird, geht es um Einsparungen in Millio-
nenhöhe. Schon bei den Bezirkshaushalten sind
Kürzungen von 230 Millionen Mark geplant.

2.500 Stellen sollen dort noch in diesem Jahr
abgebaut werden. Das bedeutet in erster Linie
Schließungen von sozialen Einrichtungen. Es ist
sicher nur eine Frage der Zeit, wann erste Entlas-
sungen im öffentlichen Dienst durchgesetzt wer-
den. Der jüngste SPD-Parteitag hat mehrheitlich
den Plänen des Senates zugestimmt, die Schul-
zeit der GymnasiastInnen um ein Jahr zu verkür-
zen. Wir müssen uns auch darauf einstellen, dass
die Erhöhung der Studiengebühren wieder auf die
Tagesordnung kommt.

Statt dessen sollten die Betroffenen auf allen
Ebenen Konferenzen abhalten, um für jeden Be-
zirk und für die Stadt einen bedarfsgerechten
Haushalt aufzustellen. Zur Finanzierung müssen
die Schuldenzahlungen an die Banken eingestellt,
die Banken in Gemeineigentum überführt werden
und die Gewerbesteuern drastisch erhöht wer-
den, um die Großkonzerne zur Kasse zu bitten.
Damit diesen Forderungen Nachdruck verliehen
wird, könnte als erster Schritt für weitergehende
Kampfmaßnahmen ein stadtweiter Streik- und
Protesttag organisiert werden.

In den letzten Wochen wurde nochmals deut-
lich, dass man auf keine der etablierten Parteien
bauen kann. Bei den Diskussionen um Neuwah-
len hat sich besonders Gregor Gysi mit seinem
Vorschlag für einen Senat hervorgetan, der sich
nicht aus Parteimitgliedern, sondern aus „Fach-
leuten“, aus Technokraten, zusammen setzen
soll. Das Problem mit dem Senat ist aber keine
Frage der Kompetenz, sondern der politischen
Interessen.

Die PDS ist letztendlich nur auf eine Regie-
rungsbeteiligung aus und wird dann die Kürzun-
gen in Berlin genauso mit umsetzen wie in Meck-
lenburg-Vorpommern. Die Alternative kann nur
sein, dass AktivistInnen aus den Gewerkschaf-
ten und sozialen Bewegungen selber zur Wahl
antreten. Ob die Beschäftigten vom Krankenhaus
Moabit, die seit einem Jahr gegen die Schließung
kämpfen, oder die Eltern und LehrerInnen, die
mehrere Großdemonstrationen auf die Beine ge-
stellt haben, oder die Studierenden, die gegen
Elitebildung aktiv sind. Die Gewerkschaft HBV,
die inzwischen in ver.di aufgegangen ist, musste
auf Druck der Basis schon erklären, keine Wahl-
aussage zugunsten der SPD mehr machen zu
können.

Der Aufbau einer neuen Arbeiterpartei und
der Kampf für ein sozialistisches Programm,
wofür die SAV eintritt, sind in Berlin dringen-
der als je zuvor.

   n

Atomstrom ist grün – Widerstand ist rot
Feliza Schöne und Choni Flöther

aus Bremen beteiligten sich an den
Protesten und Blockaden gegen die
Castortransporte im März nach Gor-
leben. Hier ihr Bericht:

Beeindruckend war die breite Unter-
stützung der Proteste durch die Men-
schen im Wendland. Sie gibt einen Vor-
geschmack darauf, was durch Eigenin-
itiative und Selbstorganisation der Men-
schen alles möglich wird. Tausende
DemonstrantInnen wurden durch die
Bevölkerung mit Essen und auch mit
Unterkünften versorgt. Mit dem Beginn
fast jeder größeren Aktion war auch
schon eine mobile Suppenküche vor
Ort.

Dieses Jahr war die Polizei im Vor-
feld massiv gegen die Camps der De-
monstrantInnen vorgegangen. So gut
wie alle Camps, die geplant wurden,
hatte sie verboten und geräumt. Als
Reaktion darauf besetzten SchülerIn-

nen aus Dannenberg unter dem Motto
„Besetzer rein – Besatzer raus!“ spon-
tan ihre Turnhalle, wo zeitweise bis zu
tausend AktivistInnen übernachten
konnten. Auch wir haben dort über-
nachtet und waren beeindruckt von der
Selbstorganisation und der Disziplin
der Jugendlichen. Junge SchülerInnen
regelten die gesamte Versorgung und or-
ganisierten mehrere gemeinsame De-
monstrationen. Wir waren mit 20-25
SAV-Mitgliedern vor Ort und hatten
einen guten Kontakt mit den SchülerIn-
nen. Wir unterstützten sie bei der Orga-
nisation der Demos und unser Mega-
phon und unsere Slogans kamen oft
zum Einsatz. Wir gehörten zu den we-
nigen politischen Gruppen, die bei den
Protesten offensiv aufgetreten sind.
Unsere Fahnen kamen auf den Aktio-
nen positiv zur Geltung. Die PDS war
nur mit relativ wenigen Mitgliedern
vertreten.

Ausnahmezustand im
Wendland

Massiver Protest kam von der Bevöl-
kerung gegen den Besatzungszustand im
Wendland durch die Polizei und den
Bundesgrenzschutz. Fast 20.000 Polizi-
sten waren während der Blockaden im
Einsatz. (Im von Krieg und Bürgerkrieg
zerrissenen Kosova, das zehnmal so
groß ist wie das Wendland, sind 40.000
Soldaten stationiert.) Auf den Landstra-
ßen begegnete man ständig langen Ko-
lonnen von Polizeifahrzeugen. Bis zu 40
Mannschaftswagen, mit Wasserwerfern
und Räumfahrzeugen fuhren mit Blau-
licht in der Gegend rum - häufig auch
ohne konkreten Anlass. Insgesamt wa-
ren 94 Hubschrauber im Einsatz, deren
Geknatter ständig zu hören war. Das
demonstrative und massive Auftreten
der Polizei führte zu einer starken Ein-
schränkung des normalen Lebens vieler
AnwohnerInnen. In den Autos klebten
Plakate „Besatzer raus aus dem Wend-
land!“. Eltern erzählten, dass ihre Kin-
der unter Alpträumen litten.

Trotz alledem gelang es der Polizei
nicht, während der Blockadeaktionen
den Überblick zu behalten. Die vielen
Versuche, irgendwo auf die Gleisstrecke
zu kommen, die oft auch kurze Zeit
gelangen, waren für sie nicht mehr zu
überschauen. Überall mussten Einsatz-
kräfte hingeschickt werden, mal zu klei-
nen, mal zu größeren Aktionen. Dieses
Binden der Polizei machten auch die
spektakulären Einzelaktionen erst mög-
lich.

Die Polizei ging, wie nicht anders zu
erwarten war, oft mit äußerst harten
Mitteln vor. Bei einer rein symbolischen
Aktion am Montag, den 26. März die
von ansässigen Bauern und Bäuerinnen
organisiert war, räumte sie mehrere hun-
dert DemonstrantInnen mit körperlicher

Sparen wir uns diesen Senat!

AtomkraftgegnerInnen im Wend-
land und anderswo hatte ihre
Hoffnung in die Grünen und in den
rot-grünen Regierungswechsel ge-
setzt. SPD und Grüne sind aber
keine antikapitalistischen, sondern
pro-kapitalistische Parteien. Kapi-
talismus bedeutet Profit und der
ist beim Atomstrom ziemlich groß.
Deshalb erleben wir heute, dass
eine rot-grüne Regierung zum ent-
schiedenen Sachverwalter der In-
teressen der Atommafia geworden
ist. Wie Hohn klingt es da, wenn
die einzige im Bundestag vertrete-
ne linke Partei, die PDS, die sogar
einen sozialistischen Anspruch
hat, sich zum Ziel setzt, von der
Atom-Partei SPD als potenzieller
Koalitionspartner nach der näch-
sten Wahl anerkannt zu werden.

Nicht nur die Atomkraft, auch
BSE, Gentechnik und Klimakata-
strophe bedrohen uns und unsere
Umwelt. Notwendig ist eine neue
antikapitalistische Partei, die die
verschiedenen Proteste zusam-
menfasst, vergrößert und sie mit
dem Kampf um Arbeit und Ein-
kommen verbindet. Notwendig ist
eine Partei, die eine gesellschaftli-
che Alternative zum Kapitalismus
anbietet. Wir brauchen eine neue
sozialistische Arbeiterpartei.

Georg Kümmel, Köln

Gewalt von der
Straße, während sie
demonstrativ meh-
rere Wasserwerfer
auffuhr und deren
Einsatz ankündigte.
Als die Castoren
schon erfolgreich
durch die einbeto-
nierten AktivistIn-
nen aufgehalten
wurden, kam es so-
wohl am Dienstag
als auch am Mitt-
woch zu größeren
Protestaktionen in
Dannenberg. Hier-
bei ging die Polizei
brutal gegen die
DemonstrantInnen
vor, angeblich alles
„zugereiste Auto-
nome“. Sie prügel-
ten hemmungslos auf die Menge ein,
unter den Verletzten fand man haupt-
sächlich SchülerInnen, von denen viele
noch unter 16 waren. Nach den Aktio-
nen hörte man häufig, dass  verschiedene
Menschen, so zum Beispiel eine ansäs-
sige Pastorin, gesehen hatten, wie aus
den Reihen der Polizisten „autonom
aussehende“ Personen kamen, die als
Provokateure in die Proteste eingriffen.

Stunk für die Grünen
Interessant waren auch die Aktionen,

die von den örtlichen AnwohnerInnen
und Bäuerinnen und Bauern organisiert
wurden. Hierbei wurde die Ablehnung
des so genannten „Atomkonsenses“
deutlich und  besonders die Grünen be-
kamen ihr Fett weg. Auf der „Stunkpa-
rade“ mit rund 500 Treckern fuhr unter
anderem ein Wagen mit den Fahnen der
Grünen. Quer über diese war mit Farbe
„Verräter“ gesprüht. Die Grünen-Funk-

Anti-Castor-Proteste im Wendland

tionärInnen, die eigentlich den Wagen
fahren wollten, darunter Claudia Roth,
waren zuvor bei Gorleben in den Wald
gejagt worden. Die Tausende von Akti-
vistInnen, die beim Castor-Transport
waren, sind von der rot-grünen Regie-
rung, und besonders von den Grünen
enttäuscht. Viele waren für Ideen der
SAV offen.

Alle, die im Wendland aktiv waren, ha-
ben sicherlich einen bleibenden Eindruck
vom Verhalten der Polizei bekommen
und lassen sich von Polizeiketten lange
nicht mehr so beeindrucken wie vorher.
Gorleben war für die rot-grüne Regierung
nur der Auftakt für weitere Atommüll-
transporte. Aber auch für die Proteste ist
es ein neuer Auftakt gewesen. Wir wer-
den weiter in den Kämpfen aktiv sein,
und das nicht bloß, weil die SchülerInnen
in Dannenberg uns zum Abschied sagten,
das nächste Mal sollten wir mit fünfmal
soviel Leuten kommen.       n

Die SAV war bei den Blockaden und Protesten gegen den Castor im Wendland
aktiv dabei
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Ihr da
oben ...

... wir hier
unten

NMD

Ein neues Wettrüsten hat begonnen
Mit ihrer Ankündigung des

Aufbaus einer nationalen Rake-
tenabwehr (NMD) hat die US-
amerikanische Regierung An-
fang Februar mehr als zehn
Jahre nach dem Ende des so
genannten „Kalten Krieges“
den Startschuss für eine neue
weltweite Rüstungsspirale ge-
geben.

Von Jörn Kroppach,
Hamburg

National Missile Defense
(NMD) ist der Plan für ein Rake-
tenabwehrsystem der USA. Schritt
für Schritt sollen Abfangraketen
stationiert werden, die über welt-
weit installierte Radarstationen ge-
lenkt und gesteuert werden. Im
Falle eines Angriffs sollen die
NMD-Abwehrraketen die feindli-
chen Raketen vernichten, bevor sie
die USA erreichen. NMD ist Teil
einer riesigen Aufrüstung in den
USA. Der US-amerikanische Rü-
stungshaushalt beträgt schon heute
umgerechnet 450 Milliarden Mark
jährlich und soll nun um weitere
167 Milliarden Mark erhöht wer-
den (DFG-VK, 6.1.00). So moder-
nisieren die USA zum Beispiel
3.000 auf U-Booten stationierte
Atomwaffen.

Schützen soll NMD angeblich
vor den Gefahren der so genannten
„Schurkenstaaten“. Hierzu zählen
die USA unter anderem Nordko-

rea, Irak und Iran. Derartige Staa-
ten, die von Diktatoren beherrscht
werden, die Bevölkerung unter-
drücken oder Kriege anzetteln,
werden von den USA jedoch nicht
generell als Schurkenstaaten be-
zeichnet. Saddam Hussein im Irak
zum Beispiel wurde über viele Jah-
re von den USA finanziell und mi-
litärisch unterstützt. Damals war
der Irak aus Sicht der USA kein
Schurkenstaat. Ähnlich ist es mit
den Taliban, die in Afghanistan
eine brutale Diktatur errichtet ha-
ben – sie erhielten  in den 80er
Jahren Geld und Waffen von den
USA. Entscheidend ist für die
USA, in wessen Interesse der
Schurke gerade arbeitet.

Rüstungsspirale
NMD bewirkt einen neuen welt-

weiten Rüstungswettlauf. Der
zwischen den damaligen Welt-
mächten USA und Sowjetunion
geschlossene ABM-Vertrag von
1972 hatte für eine gewisse Rü-
stungskontrolle gesorgt. Be-
schränkte Abrüstungsmaßnahmen
waren vereinbart und unter ande-
rem eine flächendeckende nationale
Raketenabwehr verboten worden.
Der amerikanische Physiker Ted
Postol kommentierte: „Ohne die
einschränkende Wirkung des
ABM-Vertrages dürfte die Ent-
wicklung  von NMD zu einer Ex-
pansion der chinesischen Nuklear-

streitmacht führen, was wiederum
Indien und Pakistan zu Aufrü-
stungsschritten zwingen wird. So
könnte es durch die Aufstellung
eines Systems, das gar nicht funk-
tioniert, aber in einer unbestimm-
ten Zukunft mit seinen Fähigkei-
ten droht, zu einer Zunahme der
Atomwaffen kommen“ (22.2.01,
Frankfurter Rundschau). Der neue
US-Verteidigungsminister Rums-
feld nannte die ABM-Verträge
kürzlich „Schnee von gestern“
(junge welt vom 11.04.01).

Auch wenn der künftige techni-
sche Erfolg von NMD umstritten
ist: Allein die Möglichkeit, dass es
teilweise funktionieren könnte, ist
eine Bedrohung für alle übrigen
Länder.

Atomkrieg möglich
NMD soll das bisher bestehende

„Gleichgewicht des Schreckens“
beenden. Das Projekt ist der
Traum aller Militärstrategen: Ei-
nen begrenzten Atomkrieg führen,
ohne dass das eigene Land vom
Gegner in Schutt und Asche gelegt
wird. Und dass die US-Regierun-
gen keine Skrupel haben, Atom-
bomben zu werfen, haben sie in
Hiroshima und Nagasaki 1945 be-
wiesen. Auf Bestreben der USA
wurde auf dem NATO-Militär-
ausschuss der Ersteinsatz von Nu-
klearwaffen gegen so genannte
Schurkenstaaten festgeschrieben.

Milliarden für die
Rüstungsindustrie

Ebenso wie bei dem Anfang der
80er Jahre von den USA mit ähn-
lichen Zielen vorangetriebenen
und später gescheiterten SDI-
Programm steht auch hinter dem
Erfolg und Funktionieren von
NMD ein großes Fragezeichen.
Das stört die Rüstungsindustrie
allerdings wenig. Die Kosten für
das NMD-Programm werden
mindestens 100 Milliarden Dol-
lar betragen. Das ist genauso viel
wie insgesamt seit 1950 in den
USA für die Forschung und Ent-
wicklung sechs verschiedener
Raketenabwehrprogramme aus-
gegeben wurden (Süddeutsche
Zeitung, 13.03.01).

Verschärfte
Wirtschaftskonkurrenz

Hinter dem angeblichen Selbst-
schutz der USA verbirgt sich das
Ziel eines weltumspannenden
Drohpotenzials, das gegen jedes
Land eingesetzt werden kann, das
den Interessen der US-Regierung

in die Quere kommt. Und zu die-
sen Interessen gehört auch der
weltweite Zugang zu Rohstoffen
und der möglichst ungehinderte
Absatz der Waren der US-Kon-
zerne, der notfalls auch mit kriege-
rischen Mitteln durchgesetzt wird.

Die USA wollen mit der geplan-
ten Aufrüstung ihre weltweite mi-
litärische Vormachtsstellung absi-
chern.

Die verschärfte weltweite Kon-
kurrenz zwischen den großen
Wirtschaftsblöcken USA, Europa
und Japan lässt die Länder han-
deln. Die EU will bis zum Jahre
2003 eine Eingreiftruppe von
60.000 Soldaten (und einer Hilfs-
truppe von weiteren 150.000 Sol-
daten) für den weltweiten Einsatz
aufstellen.

Auch in Japan findet eine ver-
stärkte Aufrüstung statt. Das
dort in der Verfassung festge-
schriebene Verbot des Einsatzes
japanischer Truppen im Ausland

Besuch in Belgrad

Enttäuschung und Streikbereitschaft
unter serbischen ArbeiterInnen

Am 5. Oktober 2000 fegte eine Bewegung von Jugendlichen
und ArbeiterInnen in Serbien Milosevic und seine Diktatur weg.
Doch viele fühlen sich jetzt um die Früchte des Aufstandes betro-
gen. Während vor allem Leute aus der Mittelschicht der neuen
Regierung noch geduldig gegenüber stehen und betonen, dass
Veränderung Zeit brauche, haben die ArbeiterInnen in Serbien
seither kaum aufgehört, um ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen
zu kämpfen.

Stephan Kimmerle besuchte im April zum zweiten Mal
nach dem Oktober 2000 im Auftrag des Komitees für
eine Arbeiterinternationale (CWI) Serbien. Hier sein
Bericht:

Vor allem LehrerInnen, Beschäf-
tigte der Post und die Bergarbeiter
versuchen, sich mit Streiks und
Demonstrationen gegen das alte
Milosevic-System der Korruption
und des Schwarzmarkts zu wehren
und die alten Direktoren in den
Betrieben los zu werden. Gleich-
zeitig kämpfen sie dafür, ihre un-
mittelbaren Arbeitsbedingungen
und Löhne zu verbessern. Das alte
Milosevic-System hat zwar die
Spitze verloren, doch sauberer ge-
worden sind die Verhältnisse nicht.
Den alten Machthabern wurde
kaum ein Haar gekrümmt, die ange-
häuften Gelder – auch auf Aus-
landskonten – nicht angetastet. Die
neuen Machthaber haben vor allem
schnell begonnen, sich selbst zu
bereichern.

Milosevic wurde zwar verhaftet,
aber nur, weil die Nato nochmals
eine Rechtfertigung ihres Krieges
um den Kosova benötigte und des-
halb der neuen Regierung ein Ulti-
matum setzte.

Der Westen diktiert die Politik
und Präsident Kostunica und die
neue Regierung unter Djindjic ver-
suchen, mit Angriffen auf die Ar-
beitsgesetze, auf RentnerInnen und
Kranke, mit Erhöhungen der Steu-
ern für die Allgemeinheit und wei-
tere Preissteigerungen, sowie mit
einer neuen Privatisierungswelle
ihre Hausaufgaben für IWF, Welt-
bank und die ausländischen Kon-

steht zur Disposition. Eine ähnli-
che Entwicklung vollzieht sich
mit dem Umbau der deutschen
Bundeswehr zu einer Interventi-
onsarmee (siehe VORAN Nr.
221). Auch der jüngste Konflikt
zwischen den USA und China
um ein US-Spionageflugzeug
zeigt die wachsenden politischen

und militärischen Spannungen.
Die sich abzeichnende weltweite

Wirtschaftskrise wird den interna-
tionalen Konkurrenzkampf der
Konzerne und ihrer Vertreter in
den Regierungen weiter verschär-
fen. Die Gefahr der Durchsetzung
von wirtschaftlichen Interessen
mit kriegerischen Mitteln wächst.

Gegenwehr
Der Kampf gegen Aufrüstung

und Militarismus muss deshalb
auch immer verbunden sein mit
dem Kampf gegen das kapitalisti-
sche Wirtschaftssystem. Die Pro-
teste gegen das Treffen der euro-
päischen Regierungschefs im Juni
in Göteborg (Thema unter ande-
rem: Aufbau der europäischen Ar-
mee) und gegen den Gipfel von G
7 und Russland im Juli in Genua
sind gute Gelegenheiten unseren
Widerstand gegen Aufrüstung und
die Diktatur der Banken und Kon-
zerne auf die Straße zu tragen. n

zerne zu machen. Auch von diesen
Angriffen sollte die Milosevic-Ver-
haftung ablenken, die in Serbien
selbst viel weniger Thema war, als
in den deutschen Medien.

Zu diesen Angriffen gehört auch,
dass die Gewerkschaften, die noch
vor den Wahlen am 23. Dezember
umgarnt wurden, jetzt von der Re-
gierung unter Druck gesetzt wer-
den. In den Betrieben wird ver-
sucht, gegen Streiks und Proteste,
mehr aus den ArbeiterInnen raus
zu holen – wie zu Milosevic-Zei-
ten.

Nezavisnost und Otpor
Die Auseinandersetzungen neh-

men an Bitterkeit zu, wegen der
Enttäuschung mit der neuen Regie-
rung und da die Lebensverhältnisse
angesichts steigender Grundnah-
rungsmittelpreise noch schlechter
werden. Am 27. März fand ein
Warnstreik in den Betrieben statt,
organisiert durch den unabhängigen
Gewerkschaftsdachverband Neza-
visnost.

Viele Jugendliche, die noch im
Oktober mit in der ersten Reihe
kämpften, sind frustriert. Die Ju-
gendorganisation Otpor, die im
Oktober das Bild auf der Straße
prägte und viele begeisterte, hängt
inzwischen am Rockzipfel der
neuen Regierung. Aber viele Ju-
gendliche  überlegen, wie der
Kampf weiter geführt werden

kann. Neue Gruppen im Umwelt-
schutz oder um Fragen von Ju-
gendzentren entstehen und versu-
chen, an die einstige Militanz und
Kraft von Otpor anzuknüpfen.

Insgesamt hat sich aber das Zen-
trum der gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen momentan weg
von den Jugendlichen verschoben.
Desillusionierung und Frustration
und das Fehlen einer linken Alter-
native erlauben, dass nationalisti-
sche Kräfte sich als die einzige Op-
position darstellen können, dass
Skinheadgruppen in Belgrad wach-
sen und auch der physische Terror
gegenüber GewerkschafterInnen
zu nimmt. Eine Nezavisnost-Akti-
vistin, die in ihrem Betrieb Kor-
ruption und Misswirtschaft offen-
legte, wurde unter ungeklärten
Umständen umgebracht.

Alternative nötig
Aus Mangel an politischer Alter-

native herrscht eine Stimmung vor,
dass wenn man sich schon an die
westlichen Konzerne verkaufen
müsse, dann doch so teuer wie
möglich. Das garantiert, dass die
Kämpfe der Beschäftigten weiter-
gehen werden – denn noch sind
nicht nur die Hoffnungen auf ein
besseres Leben, sondern auch das
Bewusstsein des Oktobers 2000
von der eigenen Stärke vorhanden.
Doch deutlich wird auch: Kapita-
lismus bedeutet in ganz Osteuro-
pa: Schwarzmarkt, Korruption,
Ausverkauf. Einige Gewerkschaf-
terInnen haben begonnen, die Dis-
kussion um den Aufbau einer lin-
ken Partei neu zu führen. Damit
stellt sich die Frage nach einem
alternativen, sozialistischem Pro-
gramm. Ein solches Programm ist
nötig, damit die Region  einen Aus-
weg aus Nationalismus, Krieg und
Elend finden kann. n

Arm und Reich
Die Reichen werden rei-

cher, die Armen ärmer. Die-
ser allgemeine Eindruck wird
auch durch den Armuts- und
Reichtumsbericht der Bun-
desregierung bestätigt. In
Westdeutschland besaßen
1998 die reichsten 10 Pro-
zent  der Bevölkerung 42
Prozent des gesamten Pri-
vatvermögens, aber 50 Pro-
zent der Bevölkerung besa-
ßen zusammen nur 4,5 Pro-
zent des Privatvermögens.

Im Jahre 1995, (neuere
Zahlen wurden nicht erho-
ben), gab es 13.000 Einkom-
mens-Millionäre. Im Schnitt
betrug ihr jährliches Einkom-
men drei Millionen Mark.
Dagegen mussten Ende 1998
knapp drei Millionen Men-
schen von Sozialhilfe leben,
davon waren rund eine Mil-
lion Kinder und Jugendliche.

Die Zahl der Überschul-
dungsfälle wurde 1999 auf
2,8 Millionen geschätzt. Die
starke Zunahme von 30 Pro-
zent gegenüber 1994 ist vor
allem auf die Entwicklung in
Ostdeutschland zurückzu-
führen, wo Arbeitslosigkeit
der wesentliche Auslöser
von Überschuldung war.

Und was sagt Finanzmini-
ster Eichel, wenn eine Erhö-
hung von Kindergeld und
Sozialhilfe gefordert wird?
Dafür sei kein Geld da.

American way of life
US-Präsident George Bush

macht Steuergeschenke an
die Reichen und will von der
Klimakatastrophe nichts
wissen. Was das miteinander
zu tun hat? Nun, ein US-
amerikanischer Millionär,
Dennis Tito, ist der erste
„Weltraumtourist“. Ende
April wollte er mit einer rus-
sischen Rakete zur Welt-
raumstation ISS fliegen. Nur
so, aus Spaß. Dafür zahlt er
umgerechnet 43,8 Millionen
Mark. Die Rakete wird da-
bei, vorsichtig geschätzt,
mehr klimaschädlichen
Treibstoff verbrauchen als
ein durchschnittlicher Auto-
fahrer in 1.000 Jahren.

Ökologischer Umbau
verbaut

Den ökologischen Umbau
der Industriegesellschaft hat-
ten einst die Grünen auf ihre
Fahne geschrieben. Auch die
SPD wollte etwas für den
Umweltschutz tun. Nach
zweieinhalb Jahren Rot–
Grün erwartet man aber nicht
mehr viel von dieser Regie-
rung. Da freut man sich doch,
dass das Umweltbundesamt
immerhin den VerbraucherIn-
nen einen Öko-Tipp gibt, um
unnötige Warentransporte zu
vermeiden: „Kaufen sie Ge-
tränke aus der Region, denn:
jeder Kilometer zählt“. Aber
halt, zu früh gefreut. Der EU-
Wettbewerbshüter, Kommis-
sar Monti, sah darin eine un-
zulässige Diskriminierung
ausländischer Produkte. Rot-
Grün gab nach und be-
schloss, das Umweltbundes-
amt solle sich mit dem Ap-
pell begnügen. „Denken Sie
beim Kauf auch an die Ent-
fernung“. (Die Zeit, 22.3.01)
Aus dem ökologischen Um-
bau der Industriegesellschaft
wird wohl wieder nichts.

Quelle: Fortune vom 24. Juli 2000

Das NMD-Programm wird über Radarstationen gesteuert. Das unter
Bill Clinton begonnene Rüstungsprojekt wird nun unter US-Präsident
George Bush vorangetrieben

Im Oktober 2000 wurde Milosevic durch eine revolutionäre
Erhebung zu Fall gebracht.
Vor allem unter den Beschäftigten sind die Erwartungen in die neue
Regierung einer Ernüchterung gewichen. Streiks häufen sich
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Reform des Betriebsverfassungsgesetzes

Im Rahmen des DGB-Aktionstages vom 5. April zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVg)
zogen in Rüsselsheim 5.000 Beschäftigte des Opel-Werkes in einem Demozug durch die Innenstadt.
Entscheidend für die Verteidigung der Interessen der Beschäftigten sind aber nicht einzelne
Änderungen am BetrVg, sondern kämpferische Gewerkschaften und Betriebsräte

Nach wie vor aktuell: DGB-Karikatur aus den 60er Jahren

ver.di braucht innergewerkschaftliche Opposition
Bis zum Jahr 2003 werden alle Vorstands- und Ge-

schäftsführerposten in ver.di nach dem Proporzprinzip
unter den alten Vorständen ausgemauschelt. Nach dem
Motto „wir versorgen uns selbst“ wechseln ötv-Funk-
tionäre ins Management privatisierter Betriebe. Der
öffentliche Dienst wird in Fachbereiche zerschlagen.
Das macht eine gemeinsame Diskussion und einen ge-
meinsamen Kampf der Beschäftigten gegen Privatisie-
rung, Arbeitsplatzvernichtung und Ausstieg aus dem
BAT unmöglich. Kein Mensch weiß ob und wie die
Fachbereiche des öffentlichen Dienstes in künftigen
Tarifrunden zusammengefasst werden sollen.

Der Aufbau einer starken innergewerkschaftlichen
Opposition in ver.di ist deshalb enorm wichtig. Bereits
1996 haben sich kritische und kämpferische Personalrä-
te, Vertrauensleute, JugendvertreterInnen und Aktivi-
stInnen der ötv im „Netzwerk für eine kämpferische
und demokratische ötv“ zusammengeschlossen. Ihr
Ziel war eine programmatische und personelle Alterna-
tive zur ötv-Führung. Das ötv-Netzwerk hat ver.di als
bürokratisches Projekt abgelehnt. Nach der ver.di-
Gründung betrachten die Netzwerk-Kolleginnen es als
noch dringender eine innergewerkschaftliche Oppositi-
on aufzubauen. Wie dies unter den veränderten Bedin-
gungen gemacht werden kann, soll beim nächsten bun-
desweiten Treffen des Netzwerkes diskutiert werden.
Die SAV ruft alle kritischen ver.di-Mitglieder auf an
diesem Treffen teilzunehmen.  n

Wie berichtet hat VW in Südafrika vor über
einem Jahr 1.300 KollegInnen entlassen. Hin-
tergrund war eine innerbetriebliche Opposition
gegen eine Standortvereinbarung, mit der die
Arbeitsbedingungen weiter verschlechtert wer-
den sollten. Die Löhne liegen ohnehin nur bei
einem Drittel des deutschen Lohnniveaus. Bei
den Schlichtungsverhandlungen entschied der
Schlichter im Februar diesen Jahres, dass VW
die Entlassenen wieder einstellen muss. Das
verweigerte VW. Die Entlassenen gerieten da-
durch in ungeheuere Not. Im Januar erhielten
sie mit 30 Mark die letzte Rate Arbeitslosen-
geld. 8.000 Kinder der entlassenen KollegInnen
sind von Schulen und Unis ausgeschlossen,
weil sie das Schulgeld dafür nicht mehr aufbrin-
gen können. Familien werden aus ihren Woh-
nungen zwangsgeräumt, weil sie die Miete
nicht mehr bezahlen können.

Der VW Gesamtbetriebsrat Deutschland, der
VW Weltbetriebsrat und die Führung der IG
Metall stehen in dieser Auseinandersetzung auf
Seiten des VW Managements. Trotzdem war es

Die Solidarität
muss weitergehen

möglich während eines Besuches von zwei Ver-
tretern der Entlassenen im Februar diesen Jah-
res auch in Deutschland Solidarität zu organi-
sieren. In mehreren Städten gab es Veranstal-
tungen, in einigen Orten Protestaktionen vor
VW-Händlern.

Die SAV hat sich an diesen Soliaktionen betei-
ligt. Beim Sozialismus-Wochenende der SAV
wurde eine Soliadresse verabschiedet und 313
Mark Spenden gesammelt. Wir rufen alle Lese-
rInnen auf, die Solidaritätsarbeit zu intensivie-
ren. Seit 19. April werden die Entlassungen vor
dem Obersten Arbeitsgericht in Südafrika ver-
handelt.

Vorlagen für ein Flugblatt und weitere Infos
gibt es im labournet unter: www.labournet.de/
branchen/auto/vw/sa/vw-sa

Spenden an: Erhard Scholz, Konto
294147508, Postbank Köln 370 100 50

Protestbriefe an VW Wolfsburg:
Fax. 05361-9-21464
Soliadressen an Gewerkschaft OCGAWU in

Südafrika: ocgawu@telkomsa.net

Entlassungen bei VW Südafrika vor Oberstem Arbeitsgericht

Geschichte der Betriebsräte
1918 In der Novemberrevolution entstehen auf allen Ebenen

Arbeiter- und Soldatenräte. Sie sind die Kampforgane der Revoluti-
on und Machtorgane in der Zeit der Doppelherrschaft zwischen
Arbeiterklasse und Kapitalisten bis 1919

1920 Erstes Betriebsrätegesetz. Ausgehandelt zwischen der
Ebert-Regierung und der Führung des Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbundes (ADGB). Es beschränkt die Arbeiterräte auf
die Betriebe und verpflichtet sie zur „Wahrung des guten Einver-
nehmens zwischen Arbeiterschaft und dem Arbeitgeber“. Als das
Gesetz verabschiedet wird, demonstrieren Tausende von Arbeiter-
Innen dagegen. Die Regierung lässt auf die ArbeiterInnen schie-
ßen. 42 DemonstrantInnen werden erschossen, Hunderte verletzt

1934 Die Nazis schaffen das Betriebsrätegesetz ab und lösen
Betriebsräte auf. Bei den Betriebsratswahlen im Herbst 1933 hat-
ten die Nazis weniger als 3 Prozent der Stimmen bekommen

1945 In den Betrieben bilden sich spontan Betriebsausschüsse
und Betriebsräte. Sie jagen Nazis aus den Chefetagen und nehmen
die Produktion selbst in die Hand. Sie verlangen die Sozialisierung
der Schlüsselindustrien

1951 Nachdem 96 Prozent der Gewerkschafter im Bergbau für
Kampfmaßnahmen zur Ausweitung der Mitbestimmung gestimmt
hatten, kommt es zur Verabschiedung der Montan-Mitbestim-
mung. Sie bestimmt eine paritätische Beteiligung der Beschäftigten
in den Aufsichtsräten der Stahl- und Bergwerke

1952 Die CDU-geführte Regierung unter Adenauer verabschie-
det das bis heute geltende Betriebsverfassungsgesetz. Mit diesem
Gesetz wird den Betriebsräten und Gewerkschaften, die unmittel-
bar nach dem Zweiten Weltkrieg erkämpfte Position in den Betrie-
ben beschnitten und zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit
den Unternehmern verpflichtet. Deshalb kommt es zu Massen-
streiks. Nachdem Adenauer der Gewerkschaftsführung Verhand-
lungen angeboten hat, werden alle Kampfmaßnahmen abgebla-
sen. Auf dem DGB-Kongress 1952 kommt es deshalb zur Abwahl
des damaligen Gewerkschaftsvorsitzenden

1972 Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes durch die
sozialdemokratisch geführte Brandt-Regierung. Es gibt eine mini-
male Ausweitung der Rechte der Betriebsräte. Gleichzeitig wird die
Amtszeit von 2 auf 3 Jahre erhöht

1975 Betriebsratswahlen. Infolge der Radikalisierung Ende der
60er, Anfang der 70er Jahre und weil die alteingesessenen Funk-
tionäre kämpferische KollegInnen bei der Aufstellung der Betriebs-
ratslisten ausmanövrieren, entstehen zum ersten Mal gleichzeitig in
einer Reihe von Großbetrieben oppositionelle Listen. Sie erreichen
zum Teil spektakuläre Ergebnisse

1998 Nach jahrelangen Diskussionen auf Funktionärsebene be-
schließt der DGB-Vorstand 29 konkrete Forderungen zur Reform
des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVg). Diese Forderungen sind
absolut bescheiden. Die SPD verspricht im Wahlkampf die Reform
des BetrVg. Von den 29 Forderungen des DGB wurden aber nur 3
voll berücksichtigt, 7 zum Teil  und 19 wurden vollständig über-
gangen. Während die Unternehmer lauthals ihre Forderungen
stellen, verzichtet die DGB-Führung vollständig auf eine Offensive
um ihre selbst beschlossenen Forderungen und verteidigt nur
noch die Regierungsvorlage

2002 Die nächsten ordentlichen Betriebsratswahlen

„Zukunft braucht alle Köpfe.
Mitbestimmung gewinnt.“ Mit
diesem Motto will die Gewerk-
schaftsführung die diesjähri-
gen Mai-Kundgebungen zu
Werbeveranstaltungen für Co-
Management und Riesters Re-
form des Betriebsverfassungs-
gesetzes (BetrVg) machen.

Von Ursel Beck, Köln

Sowohl die Bundesregierung als
auch die Gewerkschaftsführung re-
den von einer Erweiterung der
Mitbestimmung. Dabei haben die
Betriebsräte nach dem bisher gel-
tenden BetrVg kaum Mitbestim-
mungsrechte. Die meisten Rechte
sind sogenannte Informations- und
Mitwirkungsrechte. Und daran än-
dert das neue Gesetz überhaupt
nichts. Der Betriebsrat hat nach
wie vor kein Recht Investitionen
zu fordern, geschweige denn ir-
gendwas per Arbeitskampf durch-
zusetzen. Kampf gegen Rassismus
und Umweltverschmutzung sollen
künftig Mitwirkungsrechte des
Betriebsrates sein. Aber kein Be-
triebsrat kann ein Veto einlegen,
wenn der Betrieb umweltschädli-
che Produkte herstellt. In keinem
Druckbetrieb kann der Betriebsrat
ein Veto einlegen, um Druckaufträ-
ge mit rassistischem und faschisti-
schem Inhalt zu verweigern.

Produktivitätssteigerung
Der Schröderregierung geht es

mit der Reform des BetrVg um die
Anpassung des gesetzlich veran-
kerten Co-Managments der Be-
triebsräte an den Bedingungen des
globalisierten, liberalisierten und
deregulierten Kapitalismus. Dafür
soll es bereits in Betrieben ab 200
statt bisher 300 Beschäftigten eine
Freistellung geben. LeiharbeiterIn-
nen und geringfügig Beschäftigte
sollen das Wahlrecht bekommen.
Gegenüber den Befürchtungen der
Unternehmer, dass die Kosten-
Nutzen-Rechnung für sie am Ende
nicht aufgeht, hat die Bundesregie-
rung eine eindeutige Antwort:
„Sollte sich herausstellen, dass ein

neues BetrVg nicht zu mehr Pro-
duktivität und zu einer Verbesse-
rung der Arbeitsabläufe führt, wer-
den wir das Gesetz wieder än-
dern.“ (Klaus Brandner, Leiter der
Arbeitsgruppe in der SPD-Bun-
destagsfraktion im Handelsblatt
vom 22.9.00.)

Betriebsvereinbarungen
„Das Betriebsverfassungsgesetz

ist noch weitgehend am Zustand
der Vollbeschäftigung orientiert,
nicht jedoch daran Arbeitsplätze
zu sichern oder zu schaffen (...)
Betriebsvereinbarungen zur Be-
schäftigungssicherung (...) weisen
den Weg, wie Arbeitnehmer und
Arbeitgeber gemeinsam einen Bei-
trag zur Sicherung und zum Aus-
bau der Beschäftigung leisten kön-
nen“ (Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung).

Was hier den Weg weisen soll
sind Betriebsvereinbarungen wie
bei Holzmann. Hier unterschrieb
der Betriebsrat eine Vereinbarung,
wonach 3.800 Arbeitsplätze abge-
baut werden und der Rest der Be-
legschaft bis Ende 2001 2 Jahre
lang wöchentlich 5 unbezahlte
Überstunden klopfen soll.

Betriebsräte sollen jetzt per Be-
triebsverfassungsgesetz mit der
Nase auf solche Möglichkeiten ge-
stoßen werden. Noch schlimmer:
der Arbeitgeber hat sogar die Mög-
lichkeit Arbeitsgruppen zu bilden
mit irgendwelchen Beschäftigten
und mit diesen Betriebsvereinba-
rungen außerhalb jeglicher demo-
kratischer Legitimation abzu-
schließen. Hinzu kommt, dass die
Beteiligten in diesen Arbeitsgrup-
pen nicht den rechtlichen Schutz
von Betriebsräten haben, also noch
leichter zu erpressen und unter
Druck zu setzen sind.

Die Bundesregierung weist auch
ausdrücklich daraufhin, dass we-
gen der Häufung von Öffnungs-
klauseln beim Abschluss von Ta-
rifverträgen, Betriebsräte die Auf-
gabe haben, diese Öffnungsklau-
seln zu erfüllen. Per Änderung des
Betriebsverfassungsgesetzes sol-

len die Möglichkeiten besser aus-
geschöpft werden, tarifliche Öff-
nungsklauseln auch zu nutzen,
sprich Flächentarifverträge zu un-
terlaufen.

Kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften

Die Bundesregierung zitiert bei
ihrer Begründung für die Reform
des BetrVg stolz eine Umfrage des
Instituts der deutschen Wirtschaft
aus dem Jahre 1998. Demzufolge
bewerten Betriebsräte und Arbeit-
geber die Zusammenarbeit in der
betrieblichen Praxis zu mehr als 70
Prozent mit „gut“ oder „sehr gut“.
Solche Zahlen in Zeiten von ver-
schärftem Druck auf die Beleg-
schaften sind eine Schande für die
Gewerkschaftsbewegung.

Entscheidend für die Verteidi-
gung der Interessen der Lohnab-
hängigen ist deshalb nicht die eine
oder andere Änderung am Be-
triebsverfassungsgesetz, sondern,
dass die Gewerkschaften einen ra-
dikalen Kurswechsel vollziehen
und die vorhandene Kampfkraft
gegen Arbeitsplatzabbau, Lohn-
raub, Leistungsverdichtung, Priva-
tisierung und Deregulierung einset-
zen. Sie müssen einen ideologi-
schen Bruch vollziehen mit der
Idee der Sozialpartnerschaft und
des kapitalistischen Krisenmana-
gements. Sie müssen die Aktivi-
stInnen, die Vertrauensleute und
Betriebsräte ideologisch bewaff-
nen mit der Idee, dass wir in einer
Klassengesellschaft leben, dass es
einen unvereinbaren Interessenge-
gensatz gibt zwischen Unterneh-
mern und Lohnabhängigen und
dass die Arbeiterbewegung einen
konsequenten Kampf führen muss
für ihre Interessen und in diesem
Kampf letztlich die Macht der
Unternehmer in den Betrieben und
der Gesellschaft brechen muss.
Kämpferische Betriebsräte müs-
sen ermutigt werden. Betriebliche
Kämpfe müssen zum Kampf der
gesamten Gewerkschaft werden.

Weil die Gewerkschaftsführung
und viele Betriebsräte ihren Frie-
den mit der Diktatur der Markt-
wirtschaft geschlossen haben, ist
es Aufgabe der Gewerkschaftslin-
ken, die bereits vorhandene Radi-
kalisierung an der Basis zu nutzen
für den Aufbau einer starken in-
nergewerkschaftlichen Oppositi-
on, die eine kämpferische inhaltli-
che und personelle Alternative an-
bieten kann zur jetzigen Gewerk-
schaftsführung und bei den
Betriebsratswahlen im nächsten
Jahr. Auch oppositionelle Kandi-
daturen zu den offiziellen Gewerk-
schaftslisten bei Betriebsratswah-
len können dabei ein geeignetes
Mittel sein. n

Weiter Infos über das Netzwerk:
www.freebox.com/netzwerk,
eMail: netzwerk_kdoetv@gmx.de
Steffi Nitschke, Tel. 0561/899764 oder
Alois Skrbina, Tel. 0201/2799210

Betriebsräte brauchen kämpferische
Gewerkschaften

Bundesweites Treffen des „Netzwerk für eine
kämpferische und demokratische ötv“

Am Samstag, den 9. Juni 2001 in Köln,
Bürgerzentrum Deutz, Tempelstr. 41, Nähe
Bahnhof Deutz. Das Treffen beginnt um
10.30 Uhr und endet um 18.00 Uhr.

Die Tagesordnungspunkte:

1. Bilanz des ötv-Kongresses und ver.di-
Gründungskongresses - wie weiter mit unse-
rem Netzwerk?
2. Kampf gegen Privatisierung und Ausstieg
aus dem BAT
3. Berichte aus Betrieben und Gliederungen
4. Internationale Proteste gegen EU-Gipfel
in Göteborg und Brüssel sowie gegen G7-
Gipfel in Genua
5. Organisatorisches

Unser Programm
Ü Nein zu Lohnverzicht,

nein zu Bündnissen und
Runden Tischen mit Un-
ternehmern und Regie-
rung – raus aus dem
Bündnis für Arbeit und
Wettbewerbsfähigkeit

Ü Keine Unterschrift unter
eine Betriebsvereinba-
rung oder einen Tarif-
vertrag ohne demokrati-
sche Diskussion und Ab-
stimmung der Betroffe-
nen

Ü Unterordnung der Be-
triebsräte beziehungs-
weise der Gewerk-
schaftsfunktionäre unter
die demokratische Kon-
trolle der Belegschaft
beziehungsweise der
gewerkschaftlichen Gre-
mien

Ü Wählbarkeit und jeder-
zeitige Abwählbarkeit
aller Funktionäre

Ü Funktionäre dürfen
nicht mehr verdienen
als einen durchschnittli-
chen Facharbeiterlohn

Ü Voller Einsatz der ge-
werkschaftlichen
Kampfkraft in den Be-
trieben, regional und
bundesweit zur Verteidi-
gung der Interessen der
Lohnabhängigen und ih-
rer Familien

Ü Aufbau einer starken
innergewerkschaftlichen
Opposition und einer
politischen und perso-
nellen Alternative zur
Gewerkschaftsführung
und bei den Betriebs-
ratswahlen 2002
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Auf nach Göteborg,
Genua und Bonn!

Seattle, Washington, Melbourne... überall dort ha-
ben sich in den vergangenen Monaten Zehntausende
von Protestierenden eingefunden, um international ge-
gen die Politik des Establishment zu protestieren.
Bislang habe ich diese neu entstehende antikapitalisti-
sche Bewegung zwar verfolgt und auch mitgefiebert –
doch die USA oder Australien waren und sind einfach
zu weit weg, als dass ich aktiver Bestandteil der
Bewegung hätte sein können.

Doch in den nächsten Monaten wird vor unserer
Haustür mobilisiert gegen die Gipfeltreffen der Aus-
beuter dieser Welt in diesem Sommer in Göteborg und
wenig später in Genua. Das bedeutet, ich werde dabei
sein, wenn über 20.000 (so viele werden für Göteborg
schon erwartet) oder über 100.000 (in Genua) De-
monstrantInnen bei den unterschiedlichsten Aktionen
deutlich machen, dass wir kein Interesse an der Politik
für die Banken und Konzerne haben.

Tausend Gründe...
Es gibt unzählige Gründe, bei den Protesten gegen

den EU-Gipfel in Göteborg, den G 7-Gipfel in Genua
oder aber auch gegen den Weltklimagipfel in Bonn
dabei zu sein. Schließlich sitzen dort die Clubs der
Reichen und Mächtigen zusammen, um zu entschei-
den, wie für die Konzerne die höchsten Profite erzielt
werden können, wie Flüchtlinge an Grenzen abgewie-
sen werden, wie Europa und die Welt militarisiert
werden kann.

...auf die Straße zu gehen!
Wollen wir etwas verändern, dann kann das nur

durch den gemeinsamen Kampf geschehen. Es
reicht nicht aus zu meckern oder sich zu Hause zu

Bush, Kyoto und die Klimakatastrophe

Nach uns die Sintflut?
Ende März kündigte US-Präsident

Bush den Ausstieg der USA aus dem
Klimaschutzabkommen von Kyoto an.
Darin wurde 1997 beschlossen, den
Austoß von Treibhausgasen bis 2008-
12 gegenüber dem Stand von 1990
um durchschnittlich 5,2 Prozent welt-
weit zu senken. Jener Gase, die für
den so genannten Treibhauseffekt
verantwortlich sind.

Von Frank Zimmermann,
Rostock

In seltener Offenheit sprach Bush da-
von, dass ihm die Entwicklung des Welt-
klimas und die dramatischen Folgen für die
Menschheit ziemlich egal sind. Statt des-
sen seien die Profitinteressen der großen
Konzerne durch das Abkommen bedroht!
Bezeichnend für die Politik der neuen US-
Regierung ist, dass sie parallel zu dieser
Entscheidung bekanntgab, in einem Natur-
schutzgebiet auf Alaska der Ölindustrie zu
ermöglichen, zusätzliches Öl zu fördern.
Die EU Staaten, allen voran die Schröder-
Regierung stellen sich jetzt als die großen
Umweltschützer dar. Genau jene rot-grü-
ne Regierung, die vor wenigen Wochen die
Castor-Transporte durchgeknüppelt hat.
Jener Kanzler Schröder, der sich stolz
“Autokanzler” nennen lässt. Genau jener
Umweltminister Trittin, der eine Öko-
steuer eingeführt hat, welche Nomalver-
diener abzockt und die großen Energiever-
schwender steuerlich entlastet. Jene Regie-
rung, die im Umweltreport für das Jahr
2000 kleinlaut zugeben musste, dass der
Kohlendioxid-Ausstoß in Deutschland
erstmals seit 10 Jahren wieder angestiegen
ist!

Im übrigen sind die Kohlendioxid-Emis-
sionen in Deutschland in den 90er Jahren
kaum dank Klimaschutzmaßnahmen zu-
rückgegangen, sondern nur im Zuge der
Deindustrialisierung in der Ex-DDR; in
Westdeutschland haben sich die Emissio-
nen zum Beispiel zwischen 1990-95 sogar
um 2 Prozent weiter erhöht.

Globales Treibhaus
Aber was bedeutet eigentlich dieser

Treibhauseffekt? Dieser Effekt bedeutet
nichts anderes, als die allmähliche Aufhei-
zung der Erdatmosphäre, hervorgerufen
insbesondere durch die Abgase von Indu-
strie und Verkehr. Laut UN-Prognosen
wird sich die Atmosphäre bis 2100 zwi-
schen 1,5 und 5,8 Grad erwärmen. Sechs
der zehn wärmsten Jahre waren laut Stati-
stik allein im letzten Jahrzehnt. Der Mee-
resspiegel droht bis 2100 um 15-95 Zenti-
meter zu steigen und damit besteht auch
die Gefahr von Sturmfluten. Über-
schwemmungen könnten die Küstenregio-
nen unter Wasser setzen und wahre „Völ-
kerwanderungen“ auslösen (bereits 1998
sprach die UN von 25 Millionen Umwelt-
flüchtlingen weltweit). Dazu kommen
noch verstärkte Niederschläge. In den Al-
pen zum Beispiel drohen die Gletscher zu
schmelzen. Ihr Wasser würde dann in be-
gradigte Flüße wie den Rhein münden, wo
immer noch in Ufernähe gebaut wird. Ein
Vorgeschmack auf die Auswirkungen sol-
cher Prozesse sind heute schon die sich
beinahe jedes Jahr ereignenden so genann-
ten Jahrhunderthochwasser.

Ex-koloniale Länder
Besonders die unterentwickelten Länder

werden auf  der Verliererseite stehen. Aus-
gebeutet durch Konzerne wie Shell in Ni-
geria, das ohne Rücksicht auf Verluste im
bevölkerungsreichsten Land Afrikas Öl
fördert. Institutionen des internationalen
Kapitals, etwa der IWF, verordnen diesen
Staaten Kürzungs- und Privatisierungs-
programme, die zur Folge haben, dass die
Möglichkeiten in Umweltschutz zu inve-
stieren immer geringer werden. Obwohl
die “3. Welt” die geringste Wirtschafts-
kraft hat, ist sie dennoch Hauptleidtragen-
de: 80 Prozent der Treibhausgase werden
zwar von den führenden Industrienationen
produziert. Die USA allein verursachen 25
Prozent der Kohlendioxid-Abgase. Aber
die Totesopfer der Naturkatastrophen
stammen zu 96 Prozent aus den  Ländern
der ex-kolonialen Welt. Austrocknung und
damit Wüstenbildung schreiten jedes Jahr
voran. Inzwischen sind weltweit 1,2 Mil-
liarden Menschen durch Austrocknung in
ihrer Existenz bedroht. Die Folgen von
Wüstenbildung sind steigende Armut,
knappe Nahrungsmittel, Krankheiten und
„Umweltflüchlinge“.

Weltklimagipfel
Wenn Bush erklärt, dass sich die Markt-

wirtschaft strengere Umweltschutzaufla-
gen nicht leisten kann, dann entgegnen wir
ihm, dass wir uns die Marktwirtschaft mit
all ihren Folgen nicht länger leisten kön-
nen. Der Weltklimagipfel in Bonn im Juli
wird eine gute Möglichkeit sein, gegen
Profitlogik und eine „Nach mir die Sint-
flut“-Politik Protest anzumelden und den
Zusammenhang von kapitalistischem
Konkurrenzkampf und Umweltzerstö-
rung aufzuzeigen.        n

Vivien, 17 Jahre,
Berlin:

Wir bauen die Kam-
pagne Widerstand in-
ternational! auf, um
Jugendliche zu orga-
nisieren, gemeinsam
nach Göteborg zu
fahren und gegen den EU-Kapitalismus zu
kämpfen, für eine lebenswerte Zukunft

Katie, 19 Jahre, Aachen:

Der einzige Weg,
den Neoliberalismus
und seine Auswir-
kungen zu bekämp-
fen, ist den Kapitalis-
mus abzuschaffen!

Tommy Lindquist ist
Mitglied von Rättvise-
partiet Socialisterna
(Schwesterpartei der
SAV in Schweden) und
einer der Initiatoren der
Kampagne Revolte ge-
gen die EU. Mit ihm
sprach Kerstin Schuma-
cher über den Stand der
Vorbereitungen für die
Proteste gegen den EU-

Gipfel in Göteborg am 16. Juni

Wie ist die Stimmung in Schweden bisher
gegenüber dem EU-Gipfel?

Die schwedische Regierung hoffte, dass
durch das Treffen in Schweden die Bevöl-
kerung von der EU nicht mehr so abge-
neigt sein würde. Doch das Gegenteil ist
eingetreten. 15 Prozent der Leute haben
ihre Meinung geändert;  80 Prozent haben
sich jetzt gegen die EU ausgesprochen.

Der Ericsson-Konzern hat die größten
Entlassungsankündigungen gemacht
(mehr als 10.000 Jobs sollen wegfallen),
weil die Profite und die Aktienkurse gefal-
len sind. Daraufhin sind die Aktienkurse
wieder um 10 Prozent gestiegen. Die Be-
völkerung hat erkannt, dass die EU auf der
Seite der Kapitalisten wie der Ericsson-
Chefs steht.

Was ist bisher an Protesten gelaufen?

Am 9. Januar hatte die EU-Kommission
ihr erstes Treffen in Schweden, woraufhin
es die erste Protestaktion gab. Es sind aber
auch schon eine Reihe von Demonstratio-
nen gelaufen, beispielsweise in Lulea,
Umea, Sundsvall und Örebro, wo Hun-
derte von Leuten kamen. Und eine De-
monstration in Stockholm, wo am 24.
März 3.000 Leute auf die Straße gegan-
gen sind. Es kommen jetzt noch Demon-
strationen in Södertáwe und Göteborg.
Die Jugendkampagne Revolte gegen die
EU spielte eine aktive Rolle bei den Aktio-
nen, organisierte Schülerdemos und Lob-
bys vor den EU-Einrichtungen. Seitdem
die Proteste gegen die EU laufen, konnten
wir  auch 30 Leute für unsere Partei ge-
winnen und bei den Kundgebungen in
Stockholm drei Redner stellen.

Was wird in Göteborg passieren?

Es wird nicht nur den EU-Gipfel geben,
auch der US-Präsident Bush wird kom-
men. Das wird das erste Mal sein, dass ein
amerikanischer Präsident nach Schweden
kommt. Somit wird es also Proteste gegen
Bush und gegen die führenden Vertreter
des Weltkapitals geben.  n

widerstand  international!

freuen, dass anderswo die Post abgeht. Bislang
habe ich als Aktivistin bei Jugend gegen Rassismus
in Europa vorrangig gegen das Erstarken der Faschi-
sten und gegen die rassistische Politik in diesem
System Widerstand geleistet. Doch ich finde es
sehr wichtig, dass auch Antworten auf die sozialen
Fragen gegeben werden. Und es ist höchste Zeit,
den Verursachern der Probleme direkt entgegen zu
treten. Genau das auszudrücken und all´ die Inter-
essierten zu erreichen, ist Sinn der Kampagne Wi-
derstand international!

Widerstand international!
Ich bin mir sicher, dass durch Widerstand internatio-

nal! viele kreative Ideen umgesetzt werden. So können
wir zum Beispiel die Büros von Europa-Abgeordne-
ten öffentlichkeitswirksam besetzen und damit deut-
lich unsere Wut gegen das Europa der Banken und
Konzerne zum Ausdruck bringen.

Oder wir organisieren ein Straßentheater gegen Ras-
sismus und Nationalismus, welches in Form einer
gespielten Abschiebeaktion auf die „Festung Europa“
aufmerksam macht. Wir werden plakatieren und Flug-
blattaktionen auf die Beine stellen, und die Kampagne
in die Schulen, Berufsschulen und Hochschulen tra-
gen. Natürlich sollten auch inhaltliche Auseinander-
setzungen und Debatten nicht zu kurz kommen, denn
eine Bewegung ohne klares Ziel und Programm wird
sich verlaufen und nicht besonders schlagkräftig sein.

Der vorläufige Höhepunkt sind dann natürlich die
Demos bei den Gipfeltreffen in Göteborg und Genua.
Lust bekommen? Dann mach’ mit bei Widerstand
international! Am 16. Juni: Auf nach Göteborg! Am
21. Juli: Auf nach Genua!

Kerstin Schumacher, Rostock

Jetzt aktiv
werden!

Tinette, 20
Jahre,
Stuttgart:

Wir mobilisie-
ren nach Genua
um deutlich zu
machen, dass es
keinen Ort auf der Welt gibt, wo Bush, Blair,
Schröder und Co. weiter Angriffe, Sozialab-
bau und Profitwahnsinn planen können,
ohne dass Jugendliche und Beschäftigte da-
gegen auf die Barrikaden gehen

Lion, 17 Jahre, Kassel:

Wir müssen in Göteborg und Ge-
nua massenhaft protestieren, um die

festgefahrenen Ver-
hältnisse zu beseiti-
gen und dem Kapi-
talismus zu zeigen,
dass Jugendliche
und die kommen-
den Generationen
es nicht hinnehmen
werden, dass ihre
Zukunft zerstört
wird
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Nein zum EUROpa der
Banken und Konzerne

Unter dem Eindruck des II.
Weltkrieges und ermutigt durch
den langen wirtschaftlichen Auf-
schwung, versuchten Frankreich
und Deutschland gemeinsam eine
europäische Einigung auf friedli-
chem Wege in Gang zu bringen,
bei der beide Seiten profitieren
sollten.

Mit dem Vertrag von Rom
1957 wurde die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
aus der Taufe gehoben. Seit da-
mals verfolgen die europäischen
Wirtschaftsmächte das Ziel eines
einheitlichen Binnenmarktes.
1970 entstand bereits der Plan
einer stufenweisen Einführung
einer Währungsunion bis 1980,
dessen Umsetzung jedoch kläg-
lich scheiterte.

Zweckbündnis von
Räubern

Die EU war von Anfang an al-
les andere als eine Liebesehe. Sie
ist ein Zweckbündnis, um sich
gegen USA und Japan behaupten
zu können. Die EU ist aber ins-
besondere auch ein Instrument
der europäischen Kapitalisten,
um die Arbeiterklasse in Europa
besser und stärker auszubeuten.
Der Prozess der europäischen
Einigung ermöglicht es den ein-
zelnen Regierungen, sich bei ihrer
Politik des Sozialabbaus und der
Steuergeschenke an Unterneh-
mer, hinter der EU zu verstek-
ken.

Für die Arbeiterklasse in den
Mitgliedstaaten ist die von nie-
mandem gewählte EU-Bürokratie
in Brüssel weit weg und entspre-
chend schwieriger unter Druck
zu setzen. Dies gilt um so mehr,
als die (in den meisten Staaten
regierende) Sozialdemokratie wie
auch die Gewerkschaftsbürokra-
tie zu glühenden Befürwortern
der Marktwirtschaft geworden
sind. Sie sind nicht gewillt, Wi-
derstand gegen die neoliberale
Politik zu leisten.

Gleichzeitig neigt besonders in
Deutschland die traditionelle
Linke dazu, zu glauben, die EU
böte eine Chance, den deutschen
Imperialismus einzubinden und

im Zaum zu halten. Aber heute
ist immer noch aktuell, was Le-
nin 1915 schrieb: „Natürlich sind
zeitweilige Abkommen zwischen
den Kapitalisten und zwischen
den Mächten möglich. In diesem
Sinne sind auch die Vereinigten
Staaten von Europa möglich als
Abkommen der europäischen
Kapitalisten... worüber? Ledig-
lich darüber, wie man gemeinsam
den Sozialismus in Europa unter-
drücken, gemeinsam die geraub-
ten Kolonien gegen Japan und
Amerika verteidigen könnte.“

Ein europäischer Staat?
Die Euro-Einführung 2002

wird dem Traum von den „Verei-
nigten Staaten von Europa“ neue
Nahrung liefern. Schließlich wird
man dann eine echte gemeinsame
Währung haben. Eine EU-Armee
(eine schnelle Eingreiftruppe von
60.000 Mann mit einer weiteren
Hilfstruppe aus 150.000 Solda-
ten) ab 2003 ist ebenfalls be-
schlossen. Eine Währung, eine
Armee, über eine Verfassung
wird laut nachgedacht – ist damit
nicht ein europäischer Bundes-
staat in greifbare Nähe gerückt?
Es sind zwar einige Fortschritte
auf dem Weg zur europäischen
Integration in der EU gemacht
worden. Ein Blick zurück zeigt
aber, wie schwierig dieser Pro-
zess über die letzten 44 Jahre
gewesen ist. Er wurde immer
wieder bei Wirtschaftsrezessio-
nen unterbrochen und verzögert,
so dass die EU und ihre Vorgän-
gerin EG auch als Schönwetter-
Organisationen bezeichnet wur-
den. Dass diesmal der Weg von
den Maastrichter Verträgen bis
zur Euro-Einführung gegangen
werden konnte, beruht auf zwei
Umständen: Zum einen wurde
das Projekt Euro begünstigt
durch den relativ langen Auf-
schwung der 90er Jahre. Zum an-
deren gingen die Führer der Ge-
werkschaften und der sozialde-
mokratischen und sozialistischen
Parteien weit nach rechts. Sie be-
jahten den Euro und taten alles,
um Gegenwehr gegen Sozialab-
bau, Privatisierung und Lohnsen-
kung – die unvermeidlichen Fol-

gen dieses Projektes – zu verhin-
dern.

Mit dem schönen Wetter in der
Wirtschaft ist es für die Kapitali-
sten aber vorbei. Die kommende
Krise wird eher die Spannungen
innerhalb der EU-Staaten spürbar
steigern und die Gültigkeit der
Maastrichter Kriterien in Frage
stellen. Einzelne Staaten werden
versuchen, aus dem engen Korsett
der Konvergenzkriterien (Kriteri-
en zur Begrenzung von Haus-
halts- und Staatsdefizit, Inflation
und Zinssätzen) auszusteigen, um
die Krise durch höhere Verschul-
dung über staatliche Maßnahmen
abzufedern. Man stelle sich zum
Beispiel vor, Griechenland würde
plötzlich von einer derart drama-
tischen Wirtschaftskrise erfasst
wie die, die gerade das Nachbar-
land Türkei erschüttert. Dann
wäre selbst die Mitgliedschaft im
Club der Euro-Länder in Frage ge-
stellt.

Osterweiterung
Mit der Osterweiterung will

sich die EU wirtschaftlich einen
geschützten Absatzmarkt und
politisch einen Hinterhof aus Sa-
tellitenstaaten verschaffen. Die
EU stellt den Beitritts-Ländern
Bedingungen: Öffnung der Märk-
te für das internationale Kapital,
konvertierbare Währung, Schaf-
fung eines Rechtssystems, das
die Dominanz des Kapitals aus
der EU dauerhaft schützt. Da-
durch werden die 13 Beitritts-
kandidaten zu reinen Absatz-
märkten und verlängerten Werk-
bänken der EU degradiert. Das
Pro-Kopf-Einkommen der Bei-
trittsstaaten liegt gerade bei 15
Prozent des EU-Durchschnitts.
Wenn überhaupt, dann werden
sie höchstens EU-Mitglieder
zweiter oder dritter Klasse mit
eingeschränkten Rechten werden.

Kapitalismus bedeutet immer
nationale und internationale
Konkurrenz. Deutschland und
die anderen größeren Staaten –
Frankreich, England und Italien –
fordern ja bereits  bei Abstim-
mungen für sich mehr Stimmen.
Insbesondere Deutschland und
Frankreich wollen unter gar kei-

nen Umständen zulassen, dass
andere Mehrheiten über ihre fun-
damentalen Interessen bestim-
men.

 Je schärfer die Krise, um so
stärker braucht jede nationale
Kapitalistenklasse eine nationale
Regierung, eine eigene Armee
und Polizei, um ihre Interessen
gegenüber der eigenen Arbeiter-
klasse und gegenüber ausländi-
schen Kapitalisten zu schützen.
Ein EU-Superstaat, der auch
noch Osteuropa einschließt, ist
und bleibt deshalb eine Illusion,
aber eine Illusion, die die Arbei-
terklasse teuer zu bezahlen hat.

 Ein friedliches und dauerhaft
vereinigtes Europa kann es nur
als Föderation sozialistischer
Staaten von Europa geben, das
heißt, wenn die Macht der Ban-
ken und Konzerne gebrochen
und das Konkurrenzsystem ab-
geschafft worden ist.

Der Euro: Gut für die
Bosse, nicht für uns

Der Euro wird als eine tolle
Währung dargestellt, die die
Kleinstaaterei aufhebt und die
lästige Geldumtauscherei inner-
halb Europas beseitigt. Muss
man da nicht als Europäer, zu-
mal als Linker, für den Euro
sein, vor allem wenn rechte Na-
tionalisten dagegen sind? Nein,
denn wir sind aus sozialen
Gründen gegen den Euro, nicht
aus nationalen.

Die Voraussetzungen für die
Teilnahme an der EWU – die so-
genannten Maastrichter Konver-
genzkriterien – machten bereits
deutlich, für wen der Euro einge-
führt werden soll: für Banken
und Konzerne. Es wurden näm-
lich nicht etwa Konvergenzkrite-
rien wie Vollbeschäftigung oder
angemessene Löhne vereinbart,
sondern monetäre Kriterien.
Höchst-Grenzen wurden festge-
legt: für die Inflation 2,6 Pro-
zent, für das Haushaltsdefizit 3
Prozent des Bruttosozialproduk-
tes (BIP), für die Staatsverschul-
dung 60 Prozent des BIP und für
die Zinsen 8,7 Prozent. Damit
verpflichteten sich die Teilneh-
merstaaten auf eine massive Kür-

zungs- und Deregulierungspoli-
tik, um diese Kriterien zu errei-
chen, (was sie trotzdem auf Dau-
er nicht schaffen werden). In den
letzten Jahren ist der Euro ein
Totschlagargument gewesen für
unzählige „Sparpakete“ und Pri-
vatisierungsorgien verschiedener
europäischer Regierungen. „Bei
den Maastrichter Verträgen ist
der Weg auch ein Stück weit das
Ziel, erlaubt er doch den Regie-
rungen und Parlamenten, von ih-
ren Völkern einschneidende Soli-
daritätsopfer zu verlangen“, so
Waigel, ehemaliger Finanzmini-
ster der Kohlregierung 1992.

Löhne wie in Portugal –
Preise wie in Deutschland

Die Nachteile des Euro für die
Arbeiterklasse werden mit dem
Umtausch der Münzen und
Geldscheine Anfang 2002 noch
deutlicher werden. Löhne und
Preise sind dann in den Euro-
Ländern ganz leicht und unmit-
telbar vergleichbar. Der Euro
wird die Konkurrenz zwischen
den Beschäftigten in verschiede-
nen Euro-Staaten extrem ver-
schärfen. „Die Einführung einer

einheitlichen Währung erhöht je-
doch gleichzeitig die Lohntrans-
parenz und den Wettbewerb
zwischen den Arbeitskräften.
Damit wird die Lohndisziplin
gestärkt“ (Deutsche Bank, Stu-
die „Eine stabile Währung für
Europa“ 1/96). Mit dem Euro
werden sich Zustände, wie sie
heute auf den Baustellen existie-
ren, leichter in anderen Bran-
chen europaweit festsetzen
können, wenn nicht massive Ge-
genwehr organisiert wird.

In den letzten Jahren gab es
bereits drastische Lohneinbußen
und eine verstärkte Aushebelung
der Flächentarifverträge. In den
90er Jahren wurde in der EU öf-
fentliches Eigentum in beispiello-
sem Umfang an Unternehmer
verscherbelt. BerufseinsteigerIn-
nen verdienen heute 10-30 Pro-
zent weniger als ihre KollegInnen
vor 10 Jahren. Das Euro-Projekt
sorgt mit dafür, dass zum ersten
Mal in der Nachkriegszeit eine
Generation es schlechter haben
wird als ihre Vorgängerin.

An den Finanzmärkten haben
wir ja seit 1999 den Euro als
gemeinsame Währung. Und was
hat das der Masse der Bevölke-
rung in den Euro-Ländern ge-
bracht? Den versprochenen Zu-
wachs an Wohlstand? Das Ge-
genteil ist der Fall. Magere Ta-
rifabschlüsse bei anziehenden
Preisen, Zunahme von unsiche-
ren Arbeitsverhältnissen und
Rentenprivatisierung sind die
Realität.

Der Euro wird die Kluft zwi-
schen armen und besser gestell-

ten Regionen in Europa vergrö-
ßern, weil Konkurrenzkampf im-
mer zu Lasten der Schwächeren
geht. An einen finanziellen Aus-
gleich – wie in der BRD zwi-
schen den Bundesländern üblich
– ist zwischen den Euro-Ländern
nicht gedacht.

Beispiel Agrarpolitik:
Für Profit über Leichen

 Die EU gibt Jahr für Jahr unge-
fähr die Hälfte ihres Haushaltes
für Agrarpolitik aus. Das Ergeb-
nis: BSE und MKS, denn nicht
die Gesundheit der Menschen
oder der Tierschutz stehen im
Mittelpunkt der EU-Agrarpoli-
tik, sondern der Profit. Jahrelang
wurde BSE verharmlost und ver-
heimlicht. Heute, wo es nicht
mehr zu verschweigen ist, wer-
den BSE und die Maul- und
Klauenseuche (MKS) benutzt,
um Millionen Tiere wie Müll zu
verbrennen. Aber nicht um Kon-
sumentInnen zu schützen, son-
dern um Fleischüberschüsse ab-
zubauen und so die Preise hoch-
zuhalten. Die Liberalisierung des
Agrarmarktes und die Subventi-
onspolitik der EU haben zu ei-

nem irrsinnigen Tier- und
Schlachtvieh-Tourismus mit den
bekannten Folgen geführt.

Freie Fahrt im
Binnenmarkt?

Im Rahmen des gemeinsamen
Binnenmarktes wurden Grenz-
kontrollen und Wartezeiten an
den Grenzen weitgehend abge-
schafft. Aber dafür stehen wir
jetzt ständig auf verstopften Au-
tobahnen im Stau. Der LKW-
Verkehr hat nämlich durch die
Liberalisierung des europäischen
Binnenmarktes enorm zugenom-
men. Und im Zuge der EU-wei-
ten Privatisierung der staatlichen
Eisenbahnen werden Strecken
stillgelegt und Bahnhöfe ge-
schlossen, was zu noch mehr
Auto- und LKW-Verkehr führt.

Abschiebeknäste und Abschie-
bung: Flüchtlinge werden in der
EU wie Kriminelle behandelt.

Ein ohrenbetäubendes Trommelfeuer für den Euro steht uns in den nächsten
Monaten bevor.

Millionenbeträge wird die Bundesregierung für eine Werbekampagne verbraten,
die uns den Euro schmackhaft machen soll. Besonders das deutsche Kapital wird
behaupten, wir würden mit dem Euro dem Ziel einer europäischen Einigung einen
großen Schritt näher gekommen sein.

Die Vereinigten Staaten von Europa sind immer schon ein Traum der aufstreben-
den deutschen Bourgeoisie gewesen. Als potenziell stärkstes Land hoffte man, in
einem vereinten Europa am meisten zu profitieren. Bereits im 19. Jahrhundert
drängten die mächtiger werdenden Stahlbarone auf die Einigung Europas. Was nicht
friedlich gelang, versuchte dann die deutsche Bourgeoisie erfolglos durch zwei
Weltkriege militärisch zu erzwingen.

Von Gaétan Kayitare (Foto links) und Olaf van Aken (rechts), Aachen

Für ei
Arbeit

Profitgier bis
zum Wahnsinn!

Jedes Jahr bringt die EU die Hälfte ihres Etats allein für den Agrarsektor auf.
Das Ergebnis: BSE, MKS, Antibiotika in Schweinen...

B
S
E

Plakate der rot-grünen Einheitsliste in Dänemark.
Dort wurde dem Euro beim Referendum im letzten Herbst eine klare Absage erteilt. In ganz Europa
nimmt die Ablehnung von EU und Euro unter ArbeiterInnen und Arbeitslosen zu
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Totale Reisefreiheit für Tiere,
aber ein Asylbewerber aus Pots-
dam darf nicht bis nach Berlin
fahren – das ist die EU.

Widerstand gegen das
Europa der Konzerne

In den letzten Jahren hat es zu-
nehmenden Widerstand und Pro-
test gegen das Europa der Herr-
schenden, gegen das Europa der
Banken und Konzerne gegeben.
Seit Mitte der 90er Jahre haben
immer mehr ArbeiterInnen und
Jugendliche angefangen sich ge-
gen die Auswirkungen der soge-
nannten Maastrichter Konver-
genzkriterien zur Wehr zu set-
zen. Neoliberale Politik wie Pri-
vatisierungen, Flexibilisierung
und Deregulierung der Arbeit,
unsichere Beschäftigung, Mas-
senentlassungen und massiver
Sozialabbau wurde und wird
nicht mehr widerstandslos hinge-
nommen. Es gibt einige gute Bei-
spiele für Kämpfe von Arbeiter-
Innen und Jugendlichen, die ei-
nen grenzübergreifenden und in-
ternationalen Charakter hatten
beziehungsweise haben.

Den ersten europaweiten Streik
haben Renault-Beschäftigte im
März 1997 organisiert. Auf die
Ankündigung der Konzernlei-
tung, das Werk in Vilvoorde in
Belgien zu schließen, reagierten
die Renault-Belegschaften in
Frankreich, Spanien, Portugal,
Slowenien und Belgien mit einem
eintägigen Streik. Eine Woche
später nahmen 100.000 Kolle-
gInnen am „Marsch für Arbeit“
in Brüssel teil, mit internationa-
len Delegationen von allen ande-
ren Standorten und aus Deutsch-
land. Leider war die Gewerk-
schaftsspitze damals nicht be-
reit, den Kampf im Betrieb
aufzubauen und weiter zu füh-
ren.

Ebenfalls im März 1997 de-
monstrierten 300.000 Menschen
in Rom gegen die hohe Arbeitslo-
sigkeit. Zentraler Slogan der
Demo war: „Wir sagen Nein zum
Europa des Profits“. Die Euro-
märsche mobilisierten `97 und
`99 zehntausende ArbeiterInnen
und Jugendliche gegen die EU-
Gipfel in Amsterdam und Köln.

Die Welle internationaler Pro-
teste ist seitdem nicht abgeris-
sen: ob in Seattle, Washington,
Melbourne, Prag oder Nizza,
überall sind hunderttausende Ar-

beiterInnen und Jugendliche ge-
gen die Institutionen des globalen
Kapitalismus wie Weltbank,
IWF oder gegen EU-Gipfel auf
die Straße gegangen. In Nizza de-
monstrierten Ende letzten Jahres
100.000 Menschen, zum großen
Teil französische Gewerkschaf-
ter, gegen den EU-Gipfel.

Rolle der
Gewerkschaften

Wenn der Europäische Ge-
werkschaftsbund (EGB) mit sei-
nen 59 Millionen Mitgliedern
alle europaweiten Proteste,
Streiks und Demonstrationen un-
terstützt und seine Mitglieder
mobilisiert hätte, wäre es mög-
lich gewesen die Bewegung gegen
die EU auf eine breitere Basis zu
stellen und internationale be-
triebliche Kämpfe erfolgreicher
zu führen. Die Führung des EGB
hat daran jedoch kein Interesse
und versucht mit allen Mitteln
die Proteste abzuwürgen und zu
bremsen. Neu entstandene oppo-
sitionelle Strömungen in den Ge-
werkschaften wie zum Beispiel
die Gewerkschaftslinke in
Deutschland müssen den Aufbau
eines europaweiten Netzwerks
von linken Gewerkschaftsaktivi-
stInnen vorantreiben, um in Zu-
kunft europaweite Aktionstage
und Streiks effektiv organisieren
zu können. Ein eintägiger euro-
paweiter Generalstreik gegen die
jetzige EU und für ein Europa
der ArbeiterInnen und Jugendli-
chen könnte ein möglicher erster
Schritt sein, um den Herrschen-
den etwas entgegenzusetzen.

Für ein Europa der
ArbeiterInnen

Die internationalen Proteste
haben indirekt und zunehmend
direkt einen antikapitalistischen

Die Renault-Belegschaften taten sich im Kampf gegen Sozialabbau und Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren europaweit besonders hervor.
Im Sommer 1997 forderten sie auf den Straßen von Paris Arbeitszeitverkürzung unter der Losung: „Jospin hat Brot versprochen, aber gibt
keins“

Charakter. „Die stärkste Idee
von Arbeitereinheit ist Interna-
tionalismus. Den Internationalis-
mus zu entwickeln bedeutet den
Bruch mit der rassistischen und
chauvinistischen „Festung Euro-
pa“. Europa (die EU) ist eine
kapitalistische Schöpfung, um
ihre Interessen gegen die ameri-

kanischen und japanischen Bosse
zu verteidigen. Das ist kein so-
ziales Europa, weil es zur Aus-
beutung der Arbeiter und der
Dritten Welt entwickelt ist. Der
richtige Name für Europa ist ge-
genwärtig „Europa des Kapitals“
(Erklärung der Bewegung für eine
Gewerkschaftserneuerung in Bel-
gien, Oktober 1997).

Was aber fehlt ist das Aufzei-
gen einer Alternative zum Kapi-
talismus. Es ist nötig, die Bewe-
gung mit einem sozialistischen
Programm zu bewaffnen, um
Kämpfe erfolgreich führen zu
können.

Die SAV und das CWI (Komi-
tee für eine Arbeiterinternationa-
le) fordern:
Ü Schluss mit der Politik für

Banken und Konzerne: gegen
Deregulierung, Flexibilisie-
rung, und Sozialabbau

Ü Gegen Privatisierung – Wie-
derverstaatlichung der priva-
tisierten Betriebe

Ü Massive öffentliche Investi-
tionen in den Bereichen Bil-
dung, Gesundheit, Wohnen
und öffentlichem Verkehr

Ü Kampf der Arbeitslosigkeit:
für massive Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohn- und
Personalausgleich

Ü Nein zum Euro, Nein zu den
Maastricht-Kriterien

Ü Nein zu Nationalismus und
Rassismus, gegen das Schen-
gener Abkommen und gegen
eine „Festung Europa“: für
ein uneingeschränktes Asyl-

recht und ein Bleiberecht für
die in Europa lebenden Immi-
grantInnen und Flüchtlinge,
gegen rassistische Gesetze

Ü Nein zu Aufrüstung und „EU-
Armee“

Ü Für internationale Solidarität
und europaweiten Widerstand
von ArbeitnehmerInnen, Ar-
beitslosen und Jugendlichen

Ü Weg mit dem Wahnsinn der
Marktwirtschaft. Demokrati-
sche Planung der Wirtschaft
für die arbeitenden Menschen
und nicht für die Profite der
Reichen – Überführung Ban-
ken und Konzerne in öffentli-
ches Eigentum

Ü Nein zum Europa der Banken
und Konzerne – Für eine frei-
willige, demokratische Förde-
ration sozialistischer Staaten
von Europa.

Bei den kommenden Protesten
gegen die EU-Gipfel in Göteborg
im Juni und in Brüssel im De-
zember müssten diese Forderun-
gen die „Konvergenzkriterien“
der ArbeiterInnen und Jugendli-
chen sein.

Für ein demokratisches
sozialistisches Europa

Unsere Alternative zum Euro-
pa der Banken und Konzerne
und zum Euro ist der Kampf für
eine freiwillige, demokratische
Förderation sozialistischer Staa-
ten von Europa. Die Banken und
Konzerne, die über unsere Zu-
kunft und unser Leben bestim-
men, müssen enteignet und in öf-
fentliches Eigentum überführt
werden. Demokratische Kontrol-
le und Verwaltung durch gewähl-
te VertreterInnen der Arbeiter-
klasse und keine überbezahlten
und korrupten Manager in Wirt-
schaft und Verwaltung.

Ein demokratisch entwickelter,
sozialistischer Produktionsplan
auf nationaler und internationaler
Grundlage wird es ermöglichen,
die Gesellschaft in Harmonie mit
Natur und Umwelt zu entwik-
keln. Zum ersten Mal wird der
von so vielen produzierte, aber
von so wenigen kontrollierte
Reichtum auf demokratische
Weise und gemäß den Bedürfnis-
sen der großen Mehrheit verteilt.
Das wird der erste Schritt zu ei-
ner sozialistischen Vereinigung
Europas innerhalb einer soziali-
stischen Welt sein.

n

EU = Extrem Undemokratisch
Die europäischen Gesetze werden von einem Gremium beschlos-

sen, das von niemandem gewählt wurde, hinter verschlossenen Türen
tagt und niemandem rechenschaftspflichtig ist. In diesem Gremium,
dem Rat der EU, darf beispielsweise Außenminister Fischer Gesetze
mitbeschließen, wie es ihm beliebt, selbst wenn die Mehrheit des
Bundestags das Gegenteil entschieden hätte. Die Minister dürfen
sogar geheim halten, wie sie über ein europäisches Gesetz abge-
stimmt haben.

Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments werden zwar alle
fünf Jahre gewählt – wobei Millionen ImmigrantInnen, die in der EU
leben, das Wahlrecht vorenthalten wird – aber die Wählerinnen und
Wähler können wählen wie und wen sie wollen, an der Politik und
Gesetzgebung der EU ändert sich deshalb noch lange nichts. Die
entscheidenden Gremien, die Gipfeltreffen der Staats- und Regie-
rungschefs sowie der Rat der EU, können vom Europäischen Parla-
ment weder abgewählt noch in ihrer Zusammensetzung verändert
werden. Im Europäischen Parlament darf geredet, aber nicht entschie-
den werden.

EUROPÄISCHER RAT
Der Europäische Rat ist die Konferenz der Staats- und Regierungs-

chefs der Mitgliedsstaaten, in den Medien kurz „Gipfeltreffen“
genannt.

Obwohl nicht einmal formal ein „Organ“ der EU, bestimmt diese
Versammlung die entscheidenden Fragen der europäischen Politik.

EU-MINISTERRAT
Der Rat der EU ist das wichtigste gesetzgebende Organ der EU.

Der Rat besteht aus den jeweiligen Ministern der EU-Mitgliedslän-
der. Der allgemeine Rat besteht aus den Außenministern, wenn es um
das Thema Verkehrspolitik geht, treffen sich die Verkehrsminister
usw.  Der Rat beschließt die europäischen Gesetze in Form von
Richtlinien und Verordnungen, er hat grundsätzlich das letzte Wort.

EU-KOMMISSION
Die Europäische Kommission ist das ausführende Organ der EU.

Sie hat das alleinige Vorschlagsrecht für Gesetzentwürfe. Sie kann
mit Verordnungen geltendes Recht setzen. Die Europäische Kom-
mission soll ferner über die Einhaltung der Verträge und der Gesetze
wachen, und sie verwaltet den Großteil des Haushalts der EU.

Die Mitglieder der Kommission sind ausdrücklich an keinerlei
Weisungen gebunden.

EUROPA-PARLAMENT
Das Europäische Parlament hat kaum Befugnisse. Es kann keine

Gesetze vorlegen oder verabschieden. Es kann bis auf einige Ausnah-
men nicht einmal Gesetze des Rates der EU stoppen. Der Haushalt
der EU kann nur zu einem kleinen Teil und in engen Grenzen vom
Parlament bestimmt werden. In der Hauptsache hat auch hier der Rat
der EU das letzte Wort.

ein sozialistisches Europa der
iterInnen und der Jugend!

„Keinesfalls darf die Sozialpolitik im europäi-
schen Maßstab zum Ausfallbürgen für unzu-
längliche Reformbemühungen der einzelnen
Länder werden. Wir brauchen eine auf Lei-
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit basierende
Stabilitätsunion, nicht jedoch eine Transferunion
mit immer umfangreicheren zwischenstaatli-
chen Umverteilungsmechanismen.“
Dieter Hundt, der damalige Präsident des Arbeit-
geberverbandes, im Handelsblatt vom 31.12.96

Selby in Yorkshire, 28. Februar 01:
Beim Zugunglück kamen mehr als ein Dutzend Menschen ums
Leben – eine Folge der Sparmaßnahmen im Zuge der britischen
Bahnprivatisierung

Alle bisherigen Währungsunionen waren entweder das Ergebnis
einer vorhergehenden staatlichen Einigung (beispielsweise wurden
erst nach Gründung des Deutschen Reichs 1871 eine Zentralbank
und eine einheitliche Währung geschaffen), oder aber die Währungs-
unionen sind gescheitert. Die bedeutendsten Beispiele sind die Latei-
nische Währungsunion von 1865 zwischen Frankreich, Italien, Belgi-
en, Schweiz und Griechenland und die Skandinavische Währungsuni-
on von 1872 zwischen Schweden, Norwegen und Dänemark. Beide
scheiterten, als wirtschaftliche Krise und wachsender Konkurrenz-
kampf in den I. Weltkrieg mündeten. „Als fundamentale nationale
ökonomische Interessen auf dem Spiel standen, ging jeder Staat ohne
Absprache wieder zunehmend zu voller Kontrolle über die Währung
über.“ So lautet das Resümee in einer geschichtlichen Betrachtung
der Währungsunionen in Europa. Der Euro ist ein noch viel ehrgeizi-
geres Projekt als frühere Währungsunionen. Europa und der Welt
stehen große wirtschaftliche Schocks und Krisen noch bevor. Die
Frage lautet nicht ob der Euro scheitert, sondern wann er scheitert.

Eine Währung für
konkurrierende Staaten?
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Die Türkei am Rande des Kollaps

Serie zur Europäischen Union (EU): Teil 2

Privatisierungen: Der große Diebstahl
Im Juni werden sich die Re-

gierungschefs der EU in Göte-
borg treffen, um unter ande-
rem den Ausverkauf der öffent-
lichen Dienstleistungen voran-
zutreiben.

Bereits zwischen 1990 und
1997 wurde in der EU öffentli-
ches Eigentum im Wert von
365,4 Milliarden Mark ver-
kauft. Die Versprechen bei Pri-
vatisierung und Liberalisierung
sind immer die gleichen: besse-
rer Service, billiger, effizienter.
Die Auswirkungen sind immer
katastrophal:  Massenentlas-
sungen, Einsparungen und
Konkurrenzkampf auf Kosten
der arbeitenden Bevölkerung.

Von Katja Raetz, Berlin

In Deutschland wurde schon un-
ter der Kohl-Regierung die Privati-
sierungswelle eingeleitet – siehe
Staatsbetriebe wie Post, Telekom,
Bahn. In Göteborg soll jetzt der
Weg für weitere Privatisierungen
und Liberalisierungsschritte frei

gemacht werden. Liberalisierung
bedeutet, dass das Monopol der
kommunalen Betriebe aufgebro-
chen wird und die Betriebe unter-
einander in Wettbewerb treten.

Rot-Grün als Vorreiter
Während Deutschland, was die

Öffnung der Märkte anging, in den
letzten Jahren hinterherhinkte, soll
das unter Rot-Grün nun schnellst-
möglich nachgeholt werden. Für
den EU-Gipfel in Stockholm im
März wurde ein Papier mit dem
schönen Titel „Für eine innovati-
ves Europa – Wachstumspotenzi-
al und sozialen Zusammenhalt
stärken“ vorgestellt. Konkret geht
es darin um die Liberalisierung der
Post bis 2003 und die Umsetzung
des freien Gas- und Strommarkts
bis 2004. Was man nicht finden
kann, sind Vorschläge zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit,
was übrigens auch für die anderen
EU-Länder gilt. Apropos Öffnung
des Strommarkts: In Kalifornien
hat das zu völligem Chaos geführt.

Da im Konkurrenzkampf  ein En-
ergiekonzern den anderen aufge-
kauft hatte, dadurch aber in finan-
zielle Engpässe geriet, kam es
mehrmals zu Stromausfällen im
Großteil des Landes. Das Ende
vom Lied sind jetzt Preiserhöhun-
gen.

Privatisierung ist
Diebstahl

Letztendlich laufen Privatisie-
rungen immer identisch ab. Betrie-
be werden auf Staatskosten saniert
und dann an Konzerne verkauft.
Als erstes werden Stellen abgebaut
und Leute entlassen, um den Ge-
winn zu erhöhen. Die Kosten für
Arbeitslosigkeit trägt natürlich der
Staat. Zu Beginn der 90er Jahre
war in den skandinavischen Län-
dern der Staat gezwungen, fast das
gesamte Bankensystem zu über-
nehmen, das am Rande des Zu-
sammenbruchs stand. Die Verluste
wurden verstaatlicht und die Ban-
ken wieder verkauft, nachdem sie

mit Steuergeldern saniert worden
waren.

Und auch unser Leben wird
bedroht, wie man bei den jüngsten
Zugunglücken in England (Pad-
dington, Hatfield und Selby), ge-
sehen hat. Durch Einsparungen im
Personal und in deren Ausbildung,
kürzeren Pausen etc., wurden auf
Kosten von Menschenleben die
Profite erhöht. In England und
Wales ist die Regierung inzwi-
schen gezwungen, wegen der
großen Proteste die staatlichen
Kontrollen wieder zu verbes-
sern.

Widerstand
Im November 1998 folgten Ei-

senbahnarbeiterInnen in acht EU-
Ländern dem Aufruf für einen eu-
ropaweiten Streik gegen die Dere-
gulierung und Privatisierung und
legten den Bahnverkehr in halb Eu-
ropa lahm. Das zeigt, was möglich
ist, wenn die Gewerkschaftsfüh-
rung unter Druck gesetzt wird,
Aktionen zu organisieren. Leider

wurde der Kampf damals nicht
weiter geführt. In vier Ländern
kam es gar nicht erst zu Ar-
beitsniederlegungen. Der Europäi-
sche Gewerkschaftsbund (EGB)
ist bislang nur ein Papiertiger. Mit
europaweiten Massenaktionen
und Streiks wäre es möglich, gegen
Privatisierung und für die Enteig-
nung der großen privaten Unter-
nehmen zu kämpfen. Allerdings

„IWF – hau ab!“
Nahezu unbeachtet von den

deutschen Medien schliddert
die türkische Wirtschaft seit Fe-
bruar immer tiefer in die Krise.
500.000 Arbeitsplätze wurden
vernichtet, viele Gewerbetrei-
bende und Kleinunternehmer
fürchten um ihre Existenz. Der
Außenwert der türkischen Lira
befindet sich im freien Fall. Mil-
lionen rutschen in die Armut.
Mitte April haben ArbeiterIn-
nen und kleine Selbständige
mit Demonstrationen auf die
Krise reagiert. Im ganzen Land
wird diskutiert, ob das Militär
putschen wird.

Von Claus Ludwig, Köln

10 Millionen (bei einer Bevölke-
rungszahl von ungefähr 60 Millio-
nen) leben offiziell unter der Ar-
mutsgrenze. In den letzten Jahren
hat das Land ein Wechselbad von
kleinen Aufschwüngen und Teil-
abstürzen hinter sich. Viele Arbei-
terInnen und Bauern hatten nichts
von den Aufschwüngen und mus-
sten Reallohnverluste hinnehmen.
Der Anstieg der Inflation und die
schwere Krise haben jetzt dazu
geführt, dass auch die Schichten,
die einen bescheidenen Wohlstand
erreichen oder zumindest erhoffen
konnten, in den Strudel der Armut
hineingerissen wurden.

Es waren daher zuerst die in der
Türkei zahlreichen kleinen Händ-
ler, Handwerker und Dienstleister,
die massenhaft auf die Straße gin-
gen und sich Auseinandersetzun-
gen mit der Polizei lieferten. Viele
von ihnen sind durch die hohen
Zinsen und die Verteuerung von
Importwaren, die sich nicht mehr
verkaufen lassen, vom sofortigen
Ruin bedroht.

Wer im letzten Jahr die Türkei
besucht hat, wird bemerkt haben,

dass die Preise für Importwaren,
Benzin und Fleisch das bundes-
deutsche Niveau längst überschrit-
ten hatten. Durchschnittliche Ar-
beiterInnen verdienen jedoch nur
umgerechnet 400 bis 1000 Mark
monatlich. Zusätzlich werden die
bisher relativ günstigen Grundnah-
rungsmittel wie Gemüse und Brot
teurer. Eine Parole der Demonstra-
tionen war daher: „Wir haben
Hunger!“. Konsumentenkredite
sind kaum noch zu bekommen, ein
Überziehen des Kontos, bisher
gängiges Mittel um etwas
Wohlstand zu ergattern, ist
nicht mehr möglich.

Ausgelöst wurde die jüngste Kri-
se durch den Vorwurf des Staats-
präsidenten Sezer an Regierungs-
chef Ecevit, dieser würde nichts
gegen die Korruption unterneh-
men. Der Hintergrund ist jedoch
die Unfähigkeit der herrschenden
Klasse der Türkei und des interna-
tionalen Kapitals, die chronisch
kränkelnde Wirtschaft aufzupäp-
peln. Bisher hatte man sich mit
IWF-Krediten und Kürzungspro-
grammen bei Laune gehalten. Der
Beinahe-Zusammenbruch des
Bankensystems im letzten Herbst
war jedoch ein deutliches Zeichen
für die kommenden Ereignisse. Der
beginnende wirtschaftliche Ab-
schwung in den USA hat schließ-
lich den türkischen Kapitalbesit-
zern und den ausländischen Inve-
storen die Hoffnung genommen,
die Türkei würde von außen aus
dem Sumpf gezogen werden.

Die Türkei ist anders als Teile
Asiens und Afrikas nicht faktisch
von der Weltwirtschaft ausge-
schlossen, sondern ist „dabei“.
Aber sie ist eins der schwächsten
Glieder der kapitalistischen Kette,
ist im internationalen Maßstab
nicht konkurrenzfähig und be-

kommt daher den Abschwung mit
als erste zu spüren.

Kommt es zum Putsch?
Die Türkei braucht jetzt unge-

fähr 12 Milliarden Dollar Sofort-
hilfe vom Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF). Der herrschen-
den Klasse, ihren Politikern und
Militärs wird somit vor Augen ge-
führt, dass sie trotz aller Groß-
macht-Phantasien von den westli-
chen Banken und Konzernen ab-
hängig sind.

Will das Militär den Putsch for-
cieren? Die Strippen der Macht
hat es längst in der Hand. Wenn
die akute Krise überstanden wer-
den kann ohne dass die Panzer
rollen, wird es die Generäle freuen,
bleibt so doch der Militärputsch
als ein Mittel im Arsenal der herr-
schenden Klasse für Zeiten, in de-
nen es absolut nicht mehr anders
geht.

Es scheint so, als ob die Militärs
den Politikern noch eine Chance
geben. Um die IWF-Kredite zu be-
kommen, hat Wirtschaftsminister
Dervis ein Kürzungsprogramm
aufgelegt. Dieses beinhaltet einen
Einstellungsstopp im öffentlichen
Dienst und Reallohnverluste für
alle Beschäftigten. Weitere Preiser-
höhungen werden kommen, Ar-
beitsplätze abgebaut. Ob das Mili-
tär putscht oder in Wartestellung
bleibt, wird davon abhängen, ob
dieses Programm auf Kosten der
Massen gegen diese durchgesetzt
werden kann. Über eine Basis im
Volk verfügen die Politiker kaum.
Eine Umfrage ergab, dass keine
Partei zur Zeit die Zehn-Prozent-
Hürde überspringen würde, das ge-
samte Parlament bliebe bei Neu-
wahlen leer. Nach Berichten türki-
scher Journalisten haben die Gene-
räle vorgeschlagen, den in
Misskredit geratenen Ecevit in
Rente zu schicken und eine „über-
parteiliche“ Regierung der Techno-
kraten zu bilden, um einen Neuan-
fang zu machen. Ob es die Regie-
rung Ecevit oder ein Technokra-
ten-Kabinett schafft, die
Kürzungen durchzusetzen und
eine vorübergehende Stabilisierung
zu erreichen, hängt nicht zuletzt
vom Widerstand der arbeitenden
Menschen ab.

Arbeiterbewegung
Seit Monaten demonstrieren die

ArbeiterInnen, aber die Gewerk-
schaftsführer halten die Proteste
zurück oder lassen sie vereinzeln
anstatt sie nach vorne zu treiben
und zusammenzuführen. Am 14.
April gelang es 40.000 Gewerk-

schafterInnen in Istanbul trotz ei-
nes Demonstrationsverbotes der
Polizei zu demonstrieren. Die Ge-
werkschaftsführungen hatten we-
nig für die Mobilisierung zu dieser
Aktion getan, die Initiative war
von Basisaktivisten ausgegangen.
„Man könne sich gegen das Pro-
gramm (...) nicht wehren (...),
meinte Bayram Meral, der Vorsit-
zende des größten Gewerkschafts-
Dachverbandes Türk-Is“ (Han-
delsblatt vom 18.4.01).

Die Beschäftigten haben schon
lange die Nase voll. Jetzt ist auch
die Wut unter den Mittelschichten
groß. Doch wenn die Arbeiterbe-
wegung nicht die Führung des Wi-
derstandes übernimmt und mit
Streikaktionen den Weg nach vor-
ne weist, wird deren Protest hilflos
verpuffen oder in reaktionäre
Fahrwasser geraten. Die islamisti-
sche FP und vor allem die faschi-
stischen Parteien MHP und BBP
sind unter den kleinen Gewerbe-
treibenden traditionell am stärk-
sten und haben auch teilweise die
Proteste angeführt. Die MHP
muss zwar einen gewaltigen Spa-
gat machen, gleichzeitig in der Re-
gierung zu sitzen und dagegen zu
demonstrieren, doch wenn es keine
Alternativen von links gibt wird
auch sie weiter eine Rolle spielen
können.

Die Aktionen der Mittelschich-
ten könnten, wenn die Arbeiterbe-
wegung nicht in die Offensive
geht, zum Beispiel genutzt wer-
den, um Krawalle zu provozieren
und daraufhin das ohnehin löchrige
Streik- und Demonstrationsrecht
einzuschränken oder gar einen
Putsch zu rechtfertigen.

An dem Ruf der Demonstratio-
nen „IWF hau ab – dies ist unser
Land“ kann von der Linken ange-
knüpft werden. Doch dieser Ruf
kann auch von den Rechten kom-
men. Die Linke muss deutlich ma-
chen, dass ein Kampf gegen den

IWF nötig ist, dass dies aber mit
dem Kampf gegen die eigenen herr-
schende Klasse verbunden werden
muss. Während eine klassenkämp-
ferische Alternative dringend nötig
ist, sind die legalen linken Parteien
ÖDP (Freiheits- und Solidaritäts-
partei) und die überwiegend kurdi-
sche HADEP (Demokratiepartei
des Volkes) weiter Richtung Sozi-
aldemokratie, Richtung Anpas-
sung an den Kapitalismus gegan-
gen. Sie wenden sich zwar gegen
die Kürzungen, bieten aber keine
sozialistische Alternative an, son-
dern suchen den Schulterschluss
mit der CHP (Republikanische
Volkspartei), der längst im Nieder-
gang befindlichen Sozialdemokra-
tie der Türkei. ÖDP- und HA-
DEP-Vertreter in den Gewerk-
schaften spielen auch eine Rolle
dabei, den Widerstand zu bremsen.

Die arbeitenden Menschen müs-
sen nicht nur gegen die Pläne des
internationalen Kapitals und der
türkischen Kapitalisten kämpfen,
sondern auch die Blockade der ei-
genen Gewerkschaftsführer über-

„IWF hau ab, dies ist unser Land“
Seit dem März demonstrieren ArbeiterInnen und kleine Selbstständige gegen Inflation und Massenarmut.
Hier fordern GewerkschafterInnen einen Generalstreik gegen die Kürzungsprogramme des IWF

Die Wut kocht über:
in der mittelanatolischen Stadt Kayseri, die sehr konservativ ist und
in der die faschistische Regierungspartei MHP eine große
Anhängerschaft hat, kam es Mitte April zu Auseinandersetzungen
zwischen der Polizei und Gewerbetreibenden

winden. Das ist keine einfache
Aufgabe. Allerdings ist die Wut
der Massen groß, sie sind gezwun-
gen zu kämpfen. Auch wenn es
jetzt nicht gelingen sollte, das
IWF-Kürzungsprogramm zu ver-
hindern, so können doch die Ak-
tivstInnen Lehren ziehen und sich
darauf vorbereiten, eine neue Ar-
beiterpartei und eine kämpferische
Gewerkschaftsbewegung aufzu-
bauen.

Die Türkei bleibt weiterhin der
vielzitierte „kranke Mann am Bos-
porus“. Auf kapitalistischer
Grundlage sind alle Träume vom
„Anschluss an Europa“, vom
„Wohlstand“ und „Moderne“ aus-
geträumt. Die Türkei ist anfällig
für alle Krisen des globalen Kapi-
talismus und addiert ihre hausge-
machten Probleme – die Korrupti-
on und Unfähigkeit der herrschen-
den Klasse und ihres Staates und
die Rückständigkeit der Wirtschaft
– dazu. Es liegt bei der Arbeiter-
klasse, eine starke Bewegung auf-
zubauen, dieses bankrotte System
zu beerdigen. n

Beispiel Wasserprivatisierung
Die kommunalen Wasserwerke in Deutschland übertreffen

heute noch deutlich die Qualitätsnormen der EU. Die Stadt
München zum Beispiel lässt sich den heutigen Standard pro
Jahr 1,6 Millionen Mark kosten, Geld, das nach der Privatisie-
rung mit Sicherheit zum Großteil eingespart werden würde.
Allein in Deutschland gibt es in diesem Sektor ein geschätztes
Umsatzpotenzial von 40 Milliarden Mark im Jahr, mit dem
Gewinn gemacht werden soll. In Britannien hat die Monopoli-
sierung dramatisch zugenommen: von 3.500 Unternehmen
sind zehn übriggeblieben. Diese Monopolisierung nutzt den
Profitinteressen einiger weniger, die Preise und Qualität diktie-
ren und die Gewinne einstreichen können, statt sie öffentlich zu
investieren. In Britannien gab es nach der Liberalisierung der
Wasserversorgung Preissteigerungen von mehr als 50 Prozent.

kann es nicht nur darum gehen, für
die früheren Verhältnisse einzutre-
ten. Notwendig ist eine gemeinsa-
me demokratische Kontrolle und
Verwaltung durch die arbeitende
Bevölkerung in diesen Betrieben
zum Wohle von Beschäftigten und
VerbraucherInnen, wenn Bürokra-
tie und Korruption wirksam der
Riegel vorgeschoben werden soll.

n

Über 40 Tote in den Gefängnissen
Als im Dezember Polizei und Armee die Gefängnisse stürmten,

ermordeten sie 30 hungerstreikende linke Gefangene. Der Rest der
Gefangenen wurde in neue Isolationszellen gebracht. Doch der
Hungerstreik dauert an. Bis Mitte April hatten sich 12 weitere
Gefangene zu Tode gehungert. Dieses Schicksal kann noch mehre-
ren Dutzend Angehörigen linker Organisationen drohen. Der Staat
sitzt diese Situation zynisch aus und überzieht Menschenrechts-
und Angehörigen-Gruppen mit verschärfter Unterdrückung.

Mit dem Beginn der Wirtschaftskrise ist das Todesfasten end-
gültig aus den Schlagzeilen verschwunden. Die meisten Men-
schen können keine Verbindung zwischen dem Kampf in den
Gefängnissen und ihrer eigenen Situation sehen. Noch schärfer
als zuvor stellt sich daher die Frage, ob das Todesfasten eine
Strategie ist, die dem Staat irgendwie schaden kann. Die Linke
wird jetzt gebraucht, auf der Straße, in den Betrieben und
Universitäten. Die Situation in den Isolationszellen ist ohne
Zweifel sehr schlimm, Widerstand ist notwendig. Aber noch
mehr Gefangene, die unbeachtet von den arbeitenden Men-
schen sterben, sind kein Schritt nach vorne.   n
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Neue Katastrophe
in Tschernobyl?

Im ukrainischen Atomkraftwerk
Tschernobyl droht für den so ge-
nannten Sarkophag über dem Un-
glücksreaktor eine neue Nuklear-
katastrophe. Die Hülle um den
Reaktor  könne jeden Tag einstür-
zen, sagte der Atomwissenschaft-
ler Valentin Kupny dem Focus.
Was passiere, wenn das morsche
Dach der Reaktorruine einbreche,
hänge von den Windbedingungen
ab. Dass dann wieder Radioaktivi-
tät in den Westen gelangen könn-
te, wollte der ehemalige Vize-Di-
rektor der Tschernobyl-Betreiber-
gesellschaft nicht ausschließen.
(dpa vom 13.4.01)

Frankreich: Kampf ge-
gen Fabrikschließungen

„Jospin steht unter Handlungs-
druck: Wilde Streiks, Betriebsbe-
setzungen und Blockaden häufen
sich überall im Lande und vermit-
teln den Eindruck, dass der Regie-
rung die Kontrolle entgleitet“
(Handelsblatt vom 12.4.01).

Am 21. April demonstrierten in
Calais 20.000 gegen die Schließung
einer zum Nahrungsmittelkonzern
Danone gehörenden Keksfabrik.
Neben Danone hat in den letzten
Wochen Marks & Spencer den
Abbau mehrerer tausend Arbeits-
plätze angekündigt. Gegen beide
Unternehmen ist aus Protest ge-
gen diese Pläne eine Boykottkam-
pagne angelaufen. Die regionalen
Fluglinien AOM und Air Liberte
wollen zahlreichen Beschäftigten
kündigen. Werkschließungen und
Massenentlassungen drohen auch
bei dem Autozulieferer Valeo.

Da die Regierung Jospin auch
mit einer Serie wilder Bahn- und
Busstreiks im öffentlichen Dienst
konfrontiert ist, schreiben die Pa-
riser Zeitungen, dass Jospin einen
„verdorbenen Frühling“ erlebe.
Kein Wunder, dass die Kandida-
turen links von den Regierungs-
parteien SP, KPF und Grüne bei
den Kommunalwahlen deutlich
zulegen konnten.

Rassismus und Ge-
walt der US-Polizei

Anfang April wurde der 19-jäh-
rige Timothy Thomas in Cincin-
nati, Ohio, von der Polizei er-
schossen – als er seine Wohnung
um 2 Uhr morgens verließ, um
Zigaretten zu holen. Thomas war
der fünfzehnte Schwarze, der seit
1995 in Cincinnati von der Polizei
umgebracht wurde – und der vier-
te seit November vergangenen
Jahres.

Einen Tag nach dem Tod von
Thomas begannen die schwersten
Unruhen in der Stadt seit der Er-
mordung von Martin Luther King
1968 in Memphis, Tennessee.

Im Stadtteil Over-the-Rhine, in
dem Thomas lebte, und in dem 83
Prozent Schwarze wohnen, be-
trägt die Arbeitslosenquote 30
Prozent. Fast die Hälfte der Be-
völkerung ist auf Sozialhilfe ange-
wiesen. Während zwei Drittel in
Over-the-Rhine unter der Ar-
mutsgrenze leben, bewirbt sich die
Stadt für die Olympischen Spiele
2012.

Land der tausend
Katastrophen

Lust auf Route 66 oder Sonnen-
staat Kalifornien?

Dann nehmt euch in Acht vor
Brücken oder Kraftwerken! Denn
die USA als so genanntes Land
der unbegrenzten Möglichkeiten
sind, was die bauliche Substanz
angeht, genauso marode wie die
Ideologie vom „Tellerwäscher
zum Millionär“.

Fast jede dritte Brücke in den
USA bröckelt oder ist vom Ein-
sturz bedroht. Doch statt Gelder
in die Instandsetzung zu stecken,
werden Schilder aufgestellt, die
das erlaubte Höchstgewicht redu-
zieren. Der „Frühsport von Schul-
kindern in Alabama besteht darin,
dass sie jeden Morgen aus dem
Schulbus steigen müssen und zu
Fuß eine Brücke überqueren. Der
Bus fährt dann leer über die wack-
lige Brücke. (Studie von ASCE,
Amerikanische Ingenieurs-Gesell-
schaft)

130. Jahrestag: Der erste Versuch einer sozialistischen Demokratie

Die Pariser Kommune
Vor 130 Jahren versuchte die Pariser

Bevölkerung eine Gesellschaft aufzu-
bauen, die unter der demokratischen
Kontrolle von ArbeiterInnen, Arbeitslo-
sen, kleinen Handwerkern und einfa-
chen Soldaten stand. Dieser Versuch
wurde von der herrschenden Klasse
blutig niedergeschlagen. Heute steht
die Pariser Kommune als Beispiel für die
Möglichkeit einer sozialistischen Gesell-
schaft.

Von Till Börner, Siegen

Nach der Niederlage von Louis Bonapar-
te, Napoleon III. bei Sedan im deutsch-
französischen Krieg 1870, wurde das Kai-
serreich am 4. September von den Massen
in Paris gestürzt. Frankreich wurde wieder
eine – bürgerliche – Republik. Zu dem
Zeitpunkt versäumte es die Massenbewe-
gung weiter zu gehen, und die Macht an
sich zu reißen. In den nächsten vier Mona-
ten wurde Paris von 150.000 preußischen
Soldaten belagert. Der Unmut, der Hunger
und die Krankheiten ließen die Unter-
drückten und Ausgebeuteten in Paris auf
die Straße gehen, um gegen die nach der
Flucht Napoleons gebildete „demokrati-
sche“ Regierung zu protestieren. Denn die-
se neue Regierung handelte im Interesse
der Reichen und sich selbst. Sie schafften
sich Unmengen von Geld beiseite, während
die Bevölkerung unter bitterster Armut litt
und 50 Prozent sogar Hungern leiden mus-
sten. Das komplette Versorgungssystem
war zerstört und die Wirtschaft war am
Boden. Über 1.000 Menschen starben jede
Woche an Lungenentzündung oder anderen
Krankheiten.

Der deutsch-französische Krieg hatte
vor dem Hintergrund einer rasanten kapi-
talistischen Entwicklung Frankreichs
stattgefunden. In den Jahren vor dem
Krieg expandierte das Eisenbahnnetz zum
Beispiel von 3.685 auf 17.924 Kilometer.
Infrastruktur, Post, Telegraphennetz oder
Werften wurden in atemberaubend kurzer
Zeit aufgebaut. Bereits zwischen 1830-48
wurde die Kohlenförderung von 1,8 auf
4,2 Millionen Tonnen gesteigert, die Ei-
senproduktion von 148.000 auf 362.000
Tonnen. 1860 zählte Paris 416.000 Lohn-
abhängige, die 14-16 Stunden für Hunger-
löhne schuften mussten. Die Industriali-
sierung ging Hand in Hand mit verschärf-
ter Ausbeutung auf der einen und exzessi-
ver Verschwendung der Herrschenden auf
der anderen Seite.

Aufstand
Die ArbeiterInnen bildeten in jener Phase

so genannte „rote Clubs“ und es entstand
eine riesige Auswahl an revolutionären

Zeitungen. Der Hass auf die Regierung wur-
de immer größer, man wollte die Sache
selbst in die Hand nehmen. Dann, am 18.
März 1871 übernahm die arbeitende Bevöl-
kerung die Macht. Besonders ist es den
Frauen zu verdanken, dass die alte Natio-
nalgarde ihre Waffen niederlegte und sich
zum Teil sogar der Bewegung anschloss, da
die Soldaten nicht wagten auf Frauen zu
schießen. Das Zentralkomitee der neuen
Nationalgarde übernahm die Macht und be-
gann in den darauf folgenden 72 Tagen,
Paris neu zu strukturieren und aufzubauen.
Bei den Wahlen hatte jeder Arbeiter Stimm-
recht und die Delegierten standen unter di-
rekter Kontrolle der arbeitenden Bevölke-
rung und konnten jederzeit abgewählt wer-
den.

Im Rat der Kommune gab es folgende
soziale Zusammensetzung: 25 Arbeiter, 7
Angestellte, 30 Angehörige der Intelligenz,
3 Offiziere, 7 unbekannte Berufe (GLASN-
OST- Archiv, Marlis Meergens/ Eberhard
Noll, Die 72 Tage der Pariser Kommune).

Arbeiterdemokratie
Fabriken wurden verstaatlicht und unter

die Kontrolle von Arbeitergenossenschaf-
ten gestellt. Diese Arbeiterräte waren de-
mokratischer und sozialer, als alles was
man bis dahin kannte. Jeder konnte seine
Ideen und Wünsche einbringen und wenn
jemand seinem Posten nicht gerecht wurde,
konnte er jederzeit abgesetzt werden. Das
stehende Heer wurde sofort abgeschafft
und durch Arbeitermilizen ersetzt. Bildung

wurde zum Allgemeingut erklärt und es
wurde sogar versucht Schulen aufzubauen,
in der Kinder eine umfassende Bildung er-
halten sollten. Dies war ein ungeheurer
Fortschritt, da Bildung in dieser Zeit nur
den Reichen und Adligen vorbehalten war.
Es gab weder Gendarmen noch Richter, da
jeder auf die Sicherheit der anderen achtete.
Um ihren Internationalismus zu demon-
strieren, verkündeten die Kommunarden in
ihrer ersten Deklaration, dass ihre Fahne
die Fahne der Weltrepublik wäre.

Die Gleichberechtigung der Frau machte
Fortschritte, in verschiedenen Bereichen
waren sie stark vertreten und oft engagier-
ter als ihre männlichen Mitstreiter. Prosti-
tution wurde verboten. Sie waren maßgeb-
lich an dem Aufbau der Pariser Kommune
beteiligt. Jeder Arbeiter und jede Arbeiterin
bekam den gleichen Lohn für die gleiche
Arbeit, mindestens aber mindestens 6.000
Francs im Jahr. Die Arbeit wurde mit ei-
nem ungeheuren Elan angegangen und aus-
geführt, so dass innerhalb kurzer Zeit sehr
viel produziert und erreicht werden konn-
te.

Konterrevolution
Obwohl das deutsche Militär gerade noch

Krieg gegen Frankreich geführt hatte, grif-
fen sie sofort der herrschenden Klasse
Frankreichs unter die Arme, ließen Kriegs-
gefangene frei und bewaffneten die Reakti-
on, weil sie in der Pariser Kommune eine
unmittelbare Bedrohung für die herrschen-
den Klassen international sahen.

Am 28. Mai begannen französische
und deutsche Truppen mit dem Sturm
auf Paris. In der darauffolgenden Woche
(„Blutwoche“) wurden über 30.000
Kinder, Frauen und Männer getötet. Die
Armee der Kapitalisten nahm keine
Rücksicht und veranstaltete ein Massa-
ker. Auch bei diesen Schlachten kämpf-
ten Frauen unermüdlich mit und bezahl-
ten dafür mit ihrem Leben. Dazu sagte
eine der Führerinnen: „Ich gehöre voll-
ständig zur sozialen Revolution. Wenn
heute jedes Herz, das für die Freiheit
schlägt, nur noch das Recht auf einen
Klumpen Blei hat, dann verlange ich
meinen Anteil. Töten Sie mich! Wenn
Sie mich am Leben lassen, werde ich

nicht damit aufhören, nach Rache zu
schreien und die Mörder anzuprangern.“

Lehren der Kommune
Die Pariser Kommune war, obwohl sie der

Bourgeoisie nicht standgehalten hat, ein gro-
ßer Schritt nach vorne im Klassenkampf
aller ArbeiterInnen. Sie hat deutlich gemacht,
dass es möglich ist eine sozialistische Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung aufzu-
bauen und vor allem, dass sie funktioniert.
Doch die Fehler und Probleme der Kommu-
ne waren weit aus wichtiger. Aus ihnen zog
Marx viele wichtige Schlussfolgerungen, die
ihn sogar dazu veranlassten, das Kommuni-
stische Manifest an einer Stelle zu revidie-
ren. Die Thesen über eine Staatsform der
ArbeiterInnenklasse, die Marx und Engels
sich bis dahin nur theoretisch ausgemalt hat-
ten, wurden nun erstmals praktisch ange-
wendet. Die Hauptlehre von Marx war, dass
man den alten, bürgerlichen Staatsapparat
nicht einfach übernehmen kann und sollte,
sondern ihn zerschlagen und zerbrechen
muss. Dies hatte die Pariser Kommune nicht
konsequent getan und deshalb konnte die
Bourgeoisie zurückschlagen und eine erfolg-
reiche Konterrevolution durchführen.

Tragischerweise versäumte es die Pariser
Kommune auch, rechtzeitig nach Versailles
zu marschieren, wohin die Herrschenden
geflüchtet waren. Während die Kommune
viel Zeit mit der Durchführung demokrati-
scher Wahlen verlor, organisierten sich die
Kräfte der Reaktion in Versailles und konn-
ten den Gegenschlag vorbereiten.

Eine weitere wichtige Lehre bestand in
der Tatsache, dass eine sozialistische De-
mokratie nicht alleine und umgeben von
kapitalistischen Staaten standhalten kann
(was sich nach 1917 in Russland wieder
bestätigte). Deshalb ist es um so wichtiger,
eine sozialistische Revolution international
durchzuführen und sich nicht auf ein Land
oder auf wenige Länder zu beschränken.

Schwächen und Fehler der
Kommune

Was der Pariser Kommune fehlte war eine
revolutionäre Arbeiterpartei, welche die
Aufstände hätte anführen können und mit
einem festen Programm den neuen Arbei-
terstaat aufgebaut hätte. Oft fehlte jegliche
Organisation, so zum Beispiel in der Natio-
nalgarde. Sie besaß 1.740 Kanonen und zu-
gehörige Munition, wovon allerdings nur
320 eingesetzt wurden, der Rest ging durch
Sabotage oder Vergeudung verloren. Auf
einer Sitzung der Kommune am 6. Mai
wurde festgestellt: „Wir haben viele Kano-
nen, viel Munition, viele Artilleristen; was
fehlt ist eine gute Organisation.“

Die ArbeiterInnen erreichten zwar einige
Fortschritte und Erfolge, doch ihnen fehlte
eine starke politische sowie militärische
Kraft, um sich gegen die Konterrevolutio-
näre zur Wehr zu setzen. Auch die Ver-
staatlichung von Frankreichs National-
bank wurde von der Kommune versäumt.
Eine der schwierigsten Aufgaben war die
Nahrungsbeschaffung, da Paris seit mehre-
ren Monaten von deutschen und französi-
schen Kapitalisten belagert wurde. Die
Isolierung führte letzten Endes zur Nie-
derlage der Kommune.

Trotz alledem war die Pariser Kommune
„ein in der Geschichte noch nie da gewese-
nes Ereignis. Bis dahin hatte die Macht ge-
wöhnlich in den Händen der Gutsbesitzer
und Kapitalisten gelegen, das heißt in den
Händen ihrer Vertrauensleute, die die so ge-
nannte Regierung bildeten. Nach der Revolu-
tion des 18. März aber, als die Regierung des
Herrn Thiers mit ihren Truppen, ihrer Poli-
zei und ihren Beamten aus Paris geflüchtet
war, blieb das Volk Herr der Lage, und die
Macht ging an das Proletariat über“ (Lenin,
Dem Andenken der Kommune, 1911). n

Israel/Palästina

„Ein regionaler Krieg ist jederzeit möglich“
Ariel Gottlieb ist Mitglied von
Maavak Sozialisti, der Gruppe
des CWI in Israel. Mit ihm
sprach Antje Zander.

Wie ist die aktuelle Situation in Israel?

Eigentlich gibt es keinen großen Unter-
schied zwischen der Regierung unter dem
alten Ministerpräsidenten Barak und der
neuen Regierung unter Scharon. Beides sind
bürgerliche Regierungen, die die Interessen
der Unternehmer vertreten. Allerdings ist
Scharon bei den PalästinenserInnen und
auch bei den Menschen in den arabischen
Staaten besonders verhasst, da er sich unter
anderem für Massaker in palästinensischen
Flüchtlingslagern verantwortlich zeichnet.
Dieser Hass ist ein Grund für den Anstieg
der neuen Intifada. Auf der anderen Seite ist
Scharon dem Druck reaktionärer Kräfte aus-
gesetzt und stärkt die teilweise verbreitete
Angst unter jüdischen ArbeiterInnen vor
einer Ausweitung der Intifada. Denn viele
begreifen die Intifada nicht als berechtigten
Kampf der palästinensischen ArbeiterInnen

und Jugendlichen für ihre Freiheit, sondern
als eine Sicherheitsgefahr. Verstärkt wurden
diese Ängste durch die bedauerliche Zunah-
me verzweifelter terroristischer Handlungen
in den letzten Wochen.

Seit September letzten Jahres sind mehr
als 400 Menschen in den Auseinanderset-
zungen umgekommen. Die Opfer waren
mehrheitlich PalästinenserInnen, aber auch
72 Israelis.

Das korrupte und undemokratische Re-
gime von Arafat in den Autonomiegebieten
hat allerdings auch weniger Rückhalt denn
je. Die Hälfte der Erwerbsfähigen hat kei-
nen Job mehr, 1,3 Millionen leben unter
der Armutsgrenze von fünf Mark am Tag.
Die aufgeblähte Palästinensische Autono-
miebehörde frisst 60 Prozent des Haus-
haltbudgets.

Könnte es zu einem neuen Krieg kom-
men?

In den letzten Wochen haben wir noch
einmal einen Anstieg der Repressionen ge-
gen PalästinenserInnen gesehen, vor allem
im Gaza durch Bombardements der israeli-

schen Armee. Eine Reihe von palästinen-
sischen Siedlungen sind durch israelische
Truppen nahezu abgeriegelt worden.
Dazu hat das israelische Militär Angriffe
auf syrische Radaranlagen durchgeführt.
Ein regionaler Krieg ist jederzeit möglich.

In der arabischen Welt ist die antiimpe-
rialistische Stimmung stark angestiegen.
Vor dem Hintergrund von Rezession und
IWF-Auflagen könnten die arabische Re-
gierung den Konflikt mit Israel suchen, um
von den eigenen Problemen abzulenken.

Gibt es Widerstand gegen diese Politik
der israelischen Regierung?

Unter den israelischen ArbeiterInnen
herrscht viel Verwirrung. Die Stimmung
ist nicht gut, denn die meisten sehen kei-
nen Ausweg, wissen nicht, wie ein dauer-
hafter Frieden geschaffen werden kann.
Die Wirtschaftskrise führte zum Absin-
ken des Lebensstandards von großen Tei-
len der Arbeiterklasse. Vor allem Jugendli-
che sind betroffen. Nach dem mehrjähri-
gen Militärdienst haben immer weniger
eine Chance, einen Job zu finden.

Was ist das Programm von israelischen
SozialistInnen und welche Aktivitäten
unternehmt ihr?

Es wird keinen dauerhaften Frieden in die-
ser Region auf der Grundlage des Kapitalis-
mus geben. Genauso wenig wie die Armut
und Arbeitslosigkeit unter palästinensischen
und israelischen ArbeiterInnen und Jugendli-
chen beseitigt werden wird.

Unsere Alternative ist der gemeinsame
Kampf, Arbeitereinheit und die Forderung
nach einer Föderation von sozialistischen
Staaten in dieser Region. Es ist notwendig,
eine Brücke zwischen der Intifada und der
israelischen Arbeiterklasse zu schlagen. Zur
Zeit gibt es in verschiedenen Bereichen in
Israel Streiks und kurz vor den Wahlen fand
ein Generalstreik im öffentlichen Dienst
statt. Es formieren sich auch gerade Ansätze
für eine antikapitalistische Bewegung unter
Jugendlichen. Wir unterstützen diese Kämp-
fe und diskutieren unser Programm mit Ak-
tivistInnen. Zur Zeit übersetzen wir auch
unser Material in die arabische Sprache, um
damit leichteren Kontakt zu den unterdrück-
ten PalästinenserInnen zu bekommen. n

„Die Kommune bildete sich aus den durch allgemeines Stimmrecht in den
verschiedenen Bezirken von Paris gewählten Stadträten. Sie waren verantwort-
lich und jederzeit absetzbar. Ihre Mehrzahl bestand selbstredend aus Arbeitern
oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklasse... Die Polizei, bisher das Werk-
zeug der Staatsregierung, wurde sofort aller ihrer politischen Eigenschaften
entkleidet und in das verantwortliche und jederzeit absetzbare Werkzeug der
Kommune verwandelt. Ebenso die Beamten aller anderen Verwaltungszweige.
Von den Mitgliedern der Kommune an abwärts, musste der öffentliche Dienst
für Arbeiterlohn besorgt werden. Die erworbnen Anrechte und Repräsentati-
onsgelder der hohen Staatswürdenträger verschwanden mit diesen Würden-
trägern selbst... Das stehende Heer und die Polizei, die Werkzeuge der materi-
ellen Macht der alten Regierung einmal beseitigt, ging die Kommune sofort
darauf aus, das geistliche Unterdrückungswerkzeug, die Pfaffenmacht, zu
brechen.“

Karl Marx, Bürgerkrieg in Frankreich

Bei der Niederschlagung der Kommune in der berüchtigten Blutwoche kamen 30.000
ArbeiterInnen um. Bis zuletzt hatten sie die demokratischste Gesellschaftsordnung, die
die Welt bis dahin gesehen hatte, wie hier in der Rue des Flandres verteidigt
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der Banken und Konzerne nicht in Frage stellt, son-
dern ihre Politik nach den Interessen der Reichen und
Superreichen ausrichtet. Die Krise der Marktwirt-
schaft wird auch unter der Schröder/Fischer-Regierung
auf die Masse der Bevölkerung abgewälzt. Sozialab-
bau und Privatisierungen auf der einen Seite und Steu-
ergeschenke an die Unternehmer auf der anderen Seite
sind auch nach dem Regierungswechsel an der Tages-
ordnung geblieben. Einen Politikwechsel hat es nicht
gegeben. Neu ist nur, dass Deutschland wieder Kriege
führt. Die PDS wird ihrem Anspruch sozialistische
Opposition zu sein nicht gerecht. Sie nutzt ihre Unter-
stützung unter ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Ju-
gendlichen nicht, um außerparlamentarischen Wider-
stand zu organisieren. Stattdessen hat sie auf Kommu-
nal- und auf Länderebene begonnen, Privatisierungen
und Kürzungen mitzutragen. Die PDS akzeptiert die
Marktwirtschaft und damit auch die Folgen der Krise
der Marktwirtschaft für die Masse der Bevölkerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und durch eine
sozialistische Demokratie zu ersetzen, bedarf es einer
revolutionären, sozialistischen Massenpartei. Die
SAV baut eine solche Partei auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massenpartei, die
ihre politische Vertretung darstellt. Eine neue Mas-
senpartei von ArbeiterInnen und Jugendlichen wäre
ein großer Fortschritt, selbst wenn diese kein konse-
quentes sozialistisches Programm vertreten würde.
Sie würde Massen von ArbeiterInnen und Jugendli-
chen die Möglichkeit geben, sich von den bürgerli-
chen Parteien unabhängig zu organisieren und für ihre
Interessen einzutreten. Die SAV tritt in jeder Situation
für die Einheit der Arbeiterklasse in der Aktion ein
und wird Ansätze zu neuen, breiten Arbeiterparteien
unterstützen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesserungen
mit dem Kampf für eine sozialistische Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von Wis-

senschaft und Technik wäre es möglich, allen Men-
schen ein menschenwürdiges Leben zu garantieren.
Das Übel muß an der Wurzel gepackt werden, der
Kapitalismus gehört abgeschafft. Es gibt eine Alterna-
tive zu dem heutigen System. Die Alternative ist
Sozialismus, eine Gesellschaft ohne Armut, Ausbeu-
tung und Unterdrückung. Sozialismus braucht Demo-
kratie wie der Körper Sauerstoff. Wir wollen weder
die Diktatur einer Bürokratie, wie früher im Osten,
noch die Diktatur der Konzerne und Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versicherungen
müssen enteignet, in Gemeineigentum überführt und
unter demokratische Kontrolle gestellt werden. Wir
brauchen eine geplante Wirtschaft, in der die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen entscheiden und
nicht die Profite einiger Weniger.

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zukunft.
Kein Zufall, denn mit der Marktwirtschaft geht
es abwärts. Die Krise der Weltwirtschaft weitet
sich aus. Die sozialen Folgen sind noch nicht ab-
zusehen. Arbeitslosigkeit und Sozialabbau ha-
ben sich schon im Aufschwung verschlimmert.
Weltweit finden Hunger, Elend und Kriege täg-
lich neue Opfer. Die Zerstörung der Umwelt
schreitet fort. All das hat System und das Sys-
tem heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Entschei-
dungen nach Profitinteressen. Eine Minderheit besitzt
die Fabriken, Banken, Immobilien und verfügt über
den gesamten Reichtum. Weltweit besitzen 358 Milli-
ardäre fast soviel wie 50 Prozent der Weltbevölkerung
an Einkommen haben. Die Marktwirtschaft bietet
keine Zukunft.

Widerstand
Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeitsplatz-

und Sozialabbau, Umweltzerstörung, gegen die Dis-
kriminierung von Frauen, gegen Rassismus und Neo-
nazis. Wir sind aktiv in Gewerkschaften, Betrieben,
Schulen, Hochschulen und Stadtteilen. Die SAV tritt
für kämpferische und demokratische Gewerkschaften
ein. Wir beteiligen uns am Aufbau von innergewerk-
schaftlichen Oppositionsgruppen und anderen Zu-
sammenschlüssen von kritischen und kämpferischen
KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative – SAV wurde 1994

um die sozialistische Zeitung VORAN gegründet.
Gründungsmitglieder waren aktive AntifaschistInnen,
kritische GewerkschafterInnen, JungsozialistInnen,
linke SPD- und PDS-Mitglieder. Die SAV ist demo-
kratisch aufgebaut. Wir setzen uns in der Arbeiterbe-
wegung dafür ein, dass gewählte Vertreter nicht mehr
verdienen, als einen durchschnittlichen Arbeitneh-
merlohn. Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die Herr-

schenden versuchen, die Massen der arbeitenden Be-
völkerung gegeneinander auszuspielen. Gemeinsamer
Widerstand ist notwendig: Arbeitende, Arbeitslose,
AusländerInnen und Deutsche, Frauen und Männer,
jung und alt. Der Kapitalismus ist international, der
Kampf dagegen auch. Die SAV hat sich mit sozialis-
tischen Organisationen und Parteien aus über 30 Län-
dern im Komitee für eine Arbeiterinternationale zu-
sammengeschlossen um den Kampf über Ländergren-
zen hinweg organisieren zu können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter Be-

weis gestellt, dass sie die Macht und die Herrschaft

Was will die ?

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr, im SAV-Büro, Eifelstr. 13
OG Nord: Mittwochs, 19 Uhr, SAV-Büro, Eifelstr.13
OG Mitte/West : Mittwochs, 19 Uhr, Ché-Haus, Pont-
str.41
✆ 0241 - 50 86 85 e-Mail: aachen@sav-online.de

Berlin
OG Prenzlauer Berg - Nord: Montags, 18.30 Uhr,
Club der Volkssolidarität, Stahlheimerstr. 29/ Ecke
Wichertstr.
OG Prenzlauer Berg - Süd: Donnerstags, 19 Uhr,
Kiez-Club, Winsstr. 42 (S-Bahn Prenzlauer Allee)
OG Treptow-Köpenick: ✆ 030 - 44 08 429
✆ 030 - 44 08 429 e-Mail: berlin@sav-online.de

Bremen
Mittwochs, 19 Uhr, im „Freizi“ Friese, Friesenstr.
110 (Haltestelle Linie 2, 3, 10 Brunnenstr.)
✆ 0421 - 5 57 68 97 e-Mail: bremen@sav-online.de

Bremerhaven
Infos unter ✆ 030 - 24 72 38 02 bei der
SAV-Bundeszentrale oder e-Mail: savbrhv@aol.com

Dresden
Infos unter ✆ 030 - 24 72 38 02 bei der
SAV-Bundeszentrale

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr, SAV-Büro, Krozinger Str. 58
✆ 0761 - 4 16 32  e-Mail: savfr@aol.com

Hamburg
Donnerstags, 19 Uhr, GWA St. Pauli, Hamburger
Hochstr. 2/H.-Köllisch-Platz (S-Bahn Reeperbahn)
e-Mail: hamburg@sav-online.de

Heinsberg
Infos über Marcus 0172 - 1014123

Kassel
Montags, 19 Uhr, Kulturzentrum Schlachthof,
Mombachstr. 12
✆ 0561 - 92 235 22  e-Mail: kassel@sav-online.de

Köln
OG Innenstadt I: Dienstags, 19 Uhr, Allerweltshaus,
Körnerstr. 77-79
OG Innenstadt II: Donnerstags, 19.30 Uhr, Alte
Feuerwache, Melchiorstr. 3 (U-Bhf Ebertplatz)
OG Kalk: Donnerstags, 19.30 Uhr, Naturfreunde-
haus, Kapellenstr. 9 a (U-Bahn Kalk Kapelle)
✆ 0221 - 83 06 381 e-Mail: koeln@sav-online.de

Rostock
OG Innenstadt: Donnerstags, 19 Uhr, SAV-Büro,
Augustenstr. 92 (Eingang über Grüner Weg)
OG Dierkow: Donnerstags 19 Uhr, Kita der Volks-
solidarität, J.-Chr.-Wilkenstr. 1 (Endhaltestelle Li-
nie 2)
✆ 0381- 499 65 90 e-Mail: rostock@sav-online.de

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr, Zentrum für Friedenskultur,
Alte Poststr. 14-16 (Oberstadt)
e-Mail: siegen@sav-online.de

Stuttgart
OG Süd/Ost: Dienstags, 19.30 Uhr, AWO Ost, Ost-
endstr. 77/1 (Haltestelle Ostendplatz),
OG Nord/West: Mittwochs, 19.30 Uhr, Naturfreun-
deladen Senefelderstr. 19 (Haltestelle Feuersee)
✆ 01787 - 24 24 42 e-Mail: stuttgart@sav-online.de

Sonstige
Kontakt zu folgenden Städten: Cottbus, Bad Berle-
burg, Darmstadt, Düsseldorf, Duisburg, Essen, Frank-
furt/Main, Karlsruhe, Kiel, Münster, Solingen,
Trier (e-Mail: trier@sav-online.de)
 über die SAV-Bundeszentrale ✆ 030 - 24 72 38 02

Wofür wir kämpfen:
Arbeit für alle
★ Öffentliche Investitionen und Neueinstellungen

in den Bereichen Umweltschutz, Bus und Bahn,
Wohnen, Kindergärten, Bildung und Ausbil-
dung, Gesundheitswesen, Altenpflege –
Finanzierung mit den Milliardengewinnen der
Banken und Konzerne und den Geldern, die sich
in den Taschen der Superreichen befinden

★ Verteilung der Arbeit auf alle
    30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und

Personalausgleich
★ Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestrente)

von 2000 Mark netto
★ Gleicher Lohn in Ost und West

★ Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungs-
maßnahmen der Kohl-Regierung und der SPD/
Grünen Koalition

★ Nein zu Privatisierungen

★ Für ein öffentliches, kostenloses Gesundheits-
wesen

Jugend
★ Einstellung aller arbeitslosen LehrerInnen und

Senkung der Klassenstärke auf maximal 15
SchülerInnen sowie Einführung der integrierten
Gesamtschule als Regelschule

★ Nein zu Studiengebühren

     Einführung eines elternunabhängigen und
darlehensfreien BaföG von 1500 Mark netto

★ Qualifizierte Ausbildung für jede/n und
unbefris-tete Übernahme im erlernten Beruf

     Einführung einer Ausbildungsplatzabgabe aller
Unternehmen

     Schaffung von öffentlichen, überbetrieblichen
Ausbildungszentren

★ Für staatlich finanzierte, selbstverwaltete
Jugendzentren in jedem Stadtteil

Frauen
★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

★ Weg mit dem Paragraph 218
★ Kostenlose Kinderbetreuung vom 1. bis zum 13.

Lebensjahr

Keinen Fußbreit den Nazis
★ Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-

Aktivitäten

Gegen staatlichen Rassismus
★ Weg mit den Ausländergesetzen

★ Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in
Deutschland lebenden Menschen

★ Keine Abschiebungen

Umweltschutz
★ Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke und

Stopp von umweltzerstörender Produktion,
Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten

★ Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen
★ Öffentliches Wohnungsbauprogramm von einer

Million Wohnungen pro Jahr

★ Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose kommu-
nale Wohnungsvermittlung

Abrüstung jetzt
★ Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★ Stopp von Rüstungsexporten, Umstellung der

Rüstungsindustrie auf zivile Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften
★ Nein zu Lohnverzicht, nein zu Bündnissen und

Runden Tischen mit Unternehmern und
Regierung

★ Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen als
einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★ Gemeinsamer internationaler Kampf gegen

Sozialabbau
★ Nein zum „Euro“, nein zur Europäischen

Währungsunion

Für eine sozialistische Demokratie
★ Überführung der Banken, Konzerne, Versiche-

rungen in Gemeineigentum
★ Demokratische Kontrolle und Verwaltung durch

die arbeitende Bevölkerung
★ Keine überbezahlten und korrupten Manager

und Bürokraten in Wirtschaft und Verwaltung
Demokratische Wahl aller Personen in Leitungs-
funktionen

★ Statt Produktion für den Profit – Produktion für
die Bedürfnisse der Menschen

http://www.sav-online.de
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Sozialistische Alternative – Ortsgruppen

Warum wir in Heinsberg eine
SAV-Ortsgruppe gründen

Seit drei Jahren bin ich Mitglied
der SAV Aachen und stand in
meinem Wohnort politisch lange
alleine da. Ich wohne in der unge-
fähr 30 km nördlich von Aachen
gelegenen, ländlich geprägten
Kreisstadt Heinsberg, wo wir
erst seit zwei Monaten eine
Gruppe haben. Diese Gegend ist
christlich-konservativ geprägt.
Schützen- und Taubenzüchter-
vereine haben mehr Mitglieder als
alle Parteien und Gewerkschaften
zusammen. Die CDU erreicht
konsequent 60 Prozent. Die Ar-
beiterbewegung hat in Heinsberg
keine Tradition. In der Gegend
herrschen Kleinbetriebe vor, die
meisten Leute sind Pendler oder
arbeiten in Betrieben ohne Be-
triebsrat und Jugendvertretung.
Dass hinter diesen wenig ermuti-
genden Fakten doch ein gewalti-
ges Potenzial steckt, hätte ich nie
gedacht. Trotz allem hat sich der
Versuch, die SAV in Heinsberg
bekannt zu machen, als überaus
erfolgreich erwiesen.

Im Februar ha-
ben wir (mit
Unterstützung
der Aachener
GenossInnen)
zur ersten Ver-
anstaltung in
Heinsberg mobi-
lisiert, auf der
wir uns und un-
ser Programm
vorgestellt ha-
ben. Zuvor hatten wir die Stadt
mit Plakaten zugekleistert und an
mehreren Schulen haben wir Flug-
blätter verteilt. Fünf eintrittswilli-
ge Leute erschienen. (Auf dem
nächsten Treffen waren es schon
acht!) Vorträge darüber, wie sch...
Kapitalismus ist, wurden von den
Anwesenden als kalter Kaffee an-
gesehen. Man wollte lieber kon-
kret darüber diskutieren, wie man
aktiv werden kann und wie eine
sozialistische Gesellschaft ausse-
hen kann. Inzwischen sind wir sie-
ben Genossen (leider zur Zeit nur
Jungs) und treffen uns wöchent-

Neuerscheinungen:

lich. Vier wollen in Kürze beitre-
ten. Für den 26. Mai ist unsere
offizielle Gründung geplant.

In jeder Kleinstadt gärt es unter
der Oberfläche. Gerade Jugendli-
che haben die Schnauze voll von
diesem System. Das Problem ist
nur, dass es in vielen Gegenden
keine organisierte Kraft gibt, die
diesen Jugendlichen eine Plattform
bieten kann. Deshalb kann ich nur
jedem SAV-Mitglied – egal wo –
raten, selbstbewusst und offensiv
unsere Partei bekannt zu machen.

Marcus Hesse, Heinsberg

1. Mai in Rostock
Schröder kommt – DGB und PDS kneifen!

Der DGB organisiert dieses Jahr die zentra-
le Bundesveranstaltung zum 1. Mai in Ro-
stock. Soweit so gut. Doch wer gedacht hat-
te, dass dies genutzt würde, um in einer
ostdeutschen Stadt gegen die Massenar-
beitslosigkeit und deren Verursacher zu de-
monstrieren, sieht sich enttäuscht. Stattdes-
sen hat der DGB-Bundesvorstand jenen
Bundeskanzler eingeladen, der Arbeitslose
als Faulenzer bezeichnet, die Rente absenkt
und die Bundeswehr in den Balkan-Krieg ge-

schickt hat! Es gibt also tausend Gründe, um
Schröder und Co. an diesem Tag  auf die
Pelle zu rücken. Doch genau darauf verzich-
tet sowohl die DGB-Spitze als auch die PDS-
Führung, die hier selbst Sozialabbau betreibt
und mit der SPD im Bund regieren möchte.
Darum hat die SAV Rostock zusammen mit
anderen linken Organisationen und kriti-
schen GewerkschafterInnen die Initiative für
eine laute und kämpferische Demo ergriffen.

n
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ISBN:
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Die SAV Heinsberg hat sich den Kampf gegen die
Nazi-Bedrohung zur Aufgabe gemacht
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Nachrichten
aus der
Internationale

Die SAV ist Mitglied im Ko-
mitee für eine Arbeiterinterna-
tionale (CWI – Committee for
a Workers International). Das
CWI setzt sich für die interna-
tionale Einheit der ArbeiterIn-
nen ein und organisiert grenz-
überschreitende Gegenwehr
und Solidarität. Ziel ist die
weltweite Abschaffung des ka-
pitalistischen Profitsystems
und der Aufbau einer Födera-
tion sozialistischer Demokrati-
en. Das CWI hat Parteien und
Gruppen in über 30 Ländern
auf allen Kontinenten.

Tschechien und
Slowakei

Mario Bango, ein 18-jähriger
Roma in der Slowakei, sitzt seit
Anfang März im Gefängnis. Ihm
drohen bis zu 15 Jahren Haft. Sein
Verbrechen? Er verteidigte seinen
Bruder, als dieser von einem
stadtbekannten Neonazi in Bra-
tislava zusammengeschlagen wur-
de. Der Neonazi verstarb später
an den Folgen des Konfliktes.

Die tschechische CWI-Gruppe
unterstützt das „Komitee für die
Verteidigung von Mario Bango“
und hat sich an dem Aktionstag
am 23. April beteiligt.

Protestbriefe bitte an das Regie-
rungsbüro Urad Vlady, Namestie
Slobody 1, 813 70 Bratislava, Slo-
vak Republic,
Fax: 011 421 7 5249 7595.

Solibriefe an PO Box 178, 850
00 Bratislava 5, Slovakia

Serbien
Bei Nis-Ekspress, einem Bus-

Verkehrsunternehmen in Nis,
streikten 1.600 Mitglieder des un-
abhängigen Gewerkschaftsbundes
Nezavisnost. Das neue Manage-
ment hatte die Beschäftigten zu
illegalen Arbeits- und Schichtzei-
ten zwingen wollen. Als Reaktion
auf den Streik wurden die 11
Streikführer entlassen. Durch den
Druck der KollegInnen wurden
zwei von ihnen wieder eingestellt,
die anderen kämpfen nach wie vor
um ihre Wiedereinstellung.

Das CWI, das in den letzten
Monaten in Serbien politische Ar-
beit begonnen hat, ruft dazu auf,
Nezavisnost in diesem Kampf zu
unterstützen.

Solischreiben bitte faxen an: Mi-
lan Simic (Sekretär der Nezavisn-
ost im öffentlichen Dienst)00 381
- 11 - 32 35 215
Spenden bitte mit entsprechen-
dem Hinweis an VORAN, wir
leiten das Geld direkt an die Ge-
werkschafterInnen.

Österreich
Bei den Kommunalwahlen vom

25. März erlitten die Regierungs-
parteien ÖVP und FPÖ eine her-
be Wahlschlappe. Gegenüber den
Wahlen vor fünf Jahren verlor
Haiders FPÖ ein Viertel der Stim-
men. Das Ergebnis war eine klare
Absage an Sozialabbau und Hai-
ders antisemitische Hetze im
Wahlkampf.

Die Sozialistische Linkspartei
(SLP), die die Widerstandsbewe-
gung von der ersten Stunde an mit
aufgebaut hat, erhielt in Wien bei
den Bezirkswahlen im 5. Bezirk
139 Stimmen (0,68 Prozent). Die
KPÖ kam im gleichen Bezirk auf
256 Stimmen (1,24 Prozent). Da-
mit wurde im 5. Bezirk das beste
Ergebnis für die Linke erreicht; die
1,92 Prozent von SLP und KPÖ
lagen im Bereich eines Bezirks-
mandates.

Adresse:
CWI, PO Box 3688,
London E11 1YE, GB
Tel.: 0044 20 8558 5814
Fax : 0044 20 8988 8793

Ein Leben für die Sache der Arbeiterklasse

Zum Tod des Genossen

Vor einem Jahr starb unser
Genosse Hannes Gerdes. Er
wurde 85 Jahre alt und hatte
sein ganzes Leben lang für die
Sache der Arbeiterklasse ge-
kämpft.

Von Brent Kennedy, Bre-
merhaven

Sein Einstieg in die Arbeiterbe-
wegung war alles andere als be-
quem. In der Wirtschaftskrise An-
fang der 30er Jahre ging der Kampf
für den Arbeiterjugendlichen Han-
nes, wie für Millionen seiner Klas-
se, nicht nur um ideologische Fra-
gen, sondern um die materielle Exi-
stenz. Und dann ging es für Han-
nes um die körperliche Existenz.
Die Bosse setzten auf die Nazis,
die sich die Zerschlagung aller de-
mokratischen Rechte und Organi-
sationen der ArbeiterInnen zum
Ziel gesetzt hatten.

Angeworben von dem bekannte-
sten Gegner der Nazis in Bremer-
haven, Folkert Potrykus, trat Han-
nes in die KPD ein. Weil die Revo-
lution verraten wurde und auf hal-
ber Strecke stecken blieb, drohte
alles verloren zu gehen. Der
Kampf fand nicht im Reichstag
statt, sondern auf der Straße, in
den Arbeitervierteln. Und Hannes
gab sein Bestes. Manchmal, wenn
wir zu Sitzungen oder Infoständen
durch Bremerhaven fuhren, zeigte
er uns Stellen, wo er die SA ver-
prügelt hatte, oder von ihnen ver-

prügelt worden war. Jedes Mal,
wenn wir über die Geestebrücke
fuhren, erzählte er voller Stolz, wie
er und seine GenossInnen mit der
nazifreundlichen Polizei der Wei-
marer Republik dort Katz und
Maus gespielt hatten. Damals ge-
hörten die verschiedenen Stadtteile
des heutigen Bremerhaven zu ver-
schiedenen Ländern und so zu un-
terschiedlichen Hoheiten. Wenn
sie mal die SA in Bremerhaven
nachts angegriffen hatten, und von
der Bremer Polizei verfolgt wur-
den, flüchteten sie über die Geeste
ins Land Oldenburg, oder sie
flüchteten von Oldenburg nach
Bremen.

Im Kampf gegen den
Faschismus

Aufgrund des mutigen Wider-
standes, den Hannes Gerdes gegen
die Nazis geleistet hatte, konnte er
sein Leben lang aufrecht gehen.
Das gab ihm sicherlich die Kraft,
bis zum Ende für seine Prinzipien,
für den Sozialismus, zu kämpfen.
Vielleicht war das auch der Grund,
warum er nicht nur diszipliniert
und entschlossen für unsere Sache
kämpfte, sondern auch so heiter,
menschlich und positiv war.

Aber erst musste er für seine
Überzeugung bezahlen. Denn auch
nachdem die Kapitalisten die
Nazi-Bestien an die Macht geholt
hatten, kämpfte Hannes weiter. Er

war eines der ersten Opfer und
wurde ins KZ Esterwegen ge-
bracht. Dort blieb er mit seinen
GenossInnen weiter organisiert.
Hannes war dabei, als das „Lied
der Moorsoldaten“ komponiert
und gesungen wurde. Das Singen
blieb immer seine Leidenschaft. So
haben wir auch in der SAV oft
unsere Ortsgruppen-Sitzungen
musikalisch abgerundet.

Kaum war Hannes aus dem KZ
draußen, kämpfte er weiter gegen
den Faschismus. Dieses Mal in
Spanien, gegen Franco. Er war
stolz, Internationalist zu sein!
Nach der Niederschlagung der
spanischen Revolution hielten
die bürgerlichen „Demokraten“
Frankreichs ihn in einem Lager
fest, bis sie ihn den Nazis auslie-
ferten. Über den politischen Ver-
lauf des spanischen Bürgerkrie-
ges waren wir unterschiedlicher
Meinung. Wir haben auch dar-
über diskutiert – aber mit Be-
scheidenheit. Denn der größte
Unterschied war dieser: Er hat
im Krieg gegen Faschismus mit
der Waffe in der Hand gekämpft,
wir nicht.

Noch mal KZ. Aber dann kam es
noch schlimmer: Er wurde im II.
Weltkrieg in eine Strafbataillon an
die Front versetzt. Diese wurde
von den Offizieren der Wehrmacht
als lebende Minensucher ins Mi-
nenfeld geschickt. Hannes war ei-
ner der wenigen Überlebenden.

Kritik am DDR-Regime
Nach dem Krieg ging Hannes in

die DDR mit dem Wunsch, eine
sozialistische Gesellschaft aufzu-
bauen. Er wurde Lehrer. Doch bald
geriet er in Konflikt mit der Büro-
kratie. Eigeninitiative und unab-
hängiges Denken waren uner-
wünscht. Kommunisten wurden
verhaftet. Hannes ging in den We-
sten, solange es noch möglich war.
Wieder im Westen arbeitete er
weiter in der KPD, und nach ihrem
Verbot später in der DKP.

Als 1990 der Kapitalismus in
Osteuropa eingeführt wurde,
brach die DKP Bremerhaven zu-
sammen. Hannes wollte weiter
kämpfen. 1994 kam Hannes zu
unserer SAV-Gründungsveranstal-
tung. Seitdem war er voll dabei,
und wir fühlten uns geehrt.

In unserem erfolgreichen
Kampf gegen die Privatisierung
der Städtischen Wohnungsgesell-

Sozialismus-Tage 2001

In einem weiteren Arbeitskreis wurde das
neue Frauenprogramm der SAV von Lucy
Redler, einer der AutorInnen, vorgestellt. Es
schildert die heutige Situation von Frauen
und Mädchen in der BRD und versucht auch
Antworten zu geben auf häufig vernachläs-
sigte Fragen, wie zum Beispiel Pornogra-
phie, Schönheitswahn und Prostitution.

Eine spannende Debatte lieferten sich Da-
niel Behruzi von der Bundesleitung der SAV
und ein Vertreter der Antifaschistischen Ak-
tion Berlin (AAB). Daniel Behruzi machte
deutlich, dass wir eine neue Arbeiterpartei
brauchen, die den Kampf aufnimmt gegen
die Ursachen des Naziterrors: Sozialabbau
und staatlichen Rassismus. Der AAB-Ver-
treter war jedoch sehr misstrauisch gegen-
über der Arbeiterklasse. Viele Arbeiter hät-
ten mit der NPD ihre Partei gefunden. Des-
halb war er auch nicht in der Lage, einen
Ausweg aufzuzeigen und meinte im Schluss-
wort, dass er nicht weiß, wie die Nazis
erfolgreich gestoppt werden können.

John Evers von der SLP, der österreichi-
schen Schwesterpartei der SAV, entgegnete
ihm, dass sich in Österreich gezeigt habe,
dass rechtsextreme Parteien keine Arbeiter-
parteien sind: „Die FPÖ hat seit ihrer Regie-
rungsbeteiligung bewiesen, dass sie nicht für
die ‘kleinen Leute’ da ist, sondern für das
Kapital.“

Peter Taaffe stellte sein neues Buch
„Castros Kuba“ vor. Die Errungenschaften
der kubanischen Revolution seien in Gefahr.
Wenn der Kapitalismus in Kuba siegen soll-
te, werde das dramatische Auswirkungen auf
den Lebensstandard der Bevölkerung haben.
Peter Taaffe vertrat die These, dass dieser
Prozess letztendlich nur gestoppt werden
kann, wenn die bürokratische Einparteien-

Die Sozialismus-Tage 2001 standen
im Zeichen der internationalen Proteste
gegen den Kapitalismus. Mehr als 350
TeilnehmerInnen aus mindestens 29
Orten und Gäste aus Britannien, Schwe-
den, Belgien, den Niederlanden, Spani-
en, der Tschechischen Republik, Israel,
Österreich und den USA diskutierten
Fragen des globalen Widerstandes.

Von Christoph Wälz, Trier

In der Auftaktveranstaltung „Seattle, Prag,
Nizza – vom Protest zur Revolution?“ er-
klärte Peter Taaffe vom Internationalen Se-
kretariat des CWI die Bedeutung der Bewe-
gung, die seit 1999, als 50.000 AktivistInnen
die WTO-Konferenz blockierten, die Tref-
fen von IWF, Weltbank und Co. unsicher
macht: „Es ist ein enormer Fortschritt, dass
sich weltweit Jugendliche gegen die Logik
eines ganzen Wirtschaftssystems auflehnen.
Diese Proteste sind ein Vorbote kommender
Kämpfe der Arbeiterklasse.“

Mit den Sozialismus-Tagen fiel der Start-
schuss für die Kampagne „Widerstand inter-
national!“. Zusammen mit anderen will die
SAV, genauso wie ihre Schwesterparteien in
Europa, Jugendlichen ein Angebot machen,
gemeinsam gegen den EU-Gipfel in Göte-
borg und gegen den G7-Gipfel in Genua zu
mobilisieren. Tommy Lindqvist aus Schwe-

den berichtete von den Vorbereitungen der
Demonstration in Göteborg. Dort mobili-
siert ein breites Bündnis zu den Protesten.

Um die antikapitalistische Bewegung ging
es auch bei einer weiteren Diskussion auf
dem Kongress: Sascha Stanicic, SAV-Bun-
dessprecher, und Regina Sternal von der
Linksruck-Bundeskoordination debattierten
die Frage, mit welchen Methoden eine sozia-
listische Kraft aufgebaut werden kann. Regi-
na Sternal beschrieb begeistert die antikapi-
talistischen Proteste. Da Deutschland dem
Stand der Bewegung noch hinterherhinke, sei
es die Aufgabe von SozialistInnen, diese Be-
wegung auch hier aufzubauen. Sascha Stani-
cic betonte die Notwendigkeit, die Bewe-
gung nicht nur aufzubauen, sondern auch ein
sozialistisches Programm hineinzutragen.
„Die Bewegung weiß heute zwar, wogegen
sie ist, aber noch nicht, was für eine Alterna-
tive es zum Kapitalismus gibt.“ Nur mit
einer Ausrichtung auf die Arbeiterklasse
könne die Bewegung zum Erfolg geführt
werden. In der Diskussion wurde deutlich,
dass Linksruck sich in der antikapitalisti-
schen Bewegung sehr unkritisch verhält und
keine Schritte unternimmt, die Bewegung
politisch weiterzubringen. Bedauerlicher-
weise hat sich Regina Sternal auch beharrlich
geweigert, auf die gestellten Fragen zu ant-
worten.

schaft, so wie für den Erhalt der
Arbeitsplätze auf den Werften,
gegen die Große Koalition und
gegen das Prestigeprojekt Ocean-
Park stand der über 80-jährige
Hannes auf der Straße und ver-
trat die SAV. Vor allem gegen die
Nazis von heute. Als sich die
DVU und die NPD in den Wahl-
kämpfen auf offener Straße blik-
ken ließen, konfrontierte er sie
und erklärte den PassantInnen,
mit wem sie es zu tun hatten.

Jede und jeder von uns hat
Stärken und Schwächen, es
kommt darauf an, unsere Stärken
für die Sache einzusetzen. Seine
Schwäche in den letzten Jahren
war einfach körperlich. Dennoch
hat er uns alles gegeben, und
stand bei jedem Wetter vor unse-
rem Infostand und sprach seine
Klasse an. Was für ein Vorbild
für uns alle! Die SAV Bremerha-
ven versucht, sein Lebenswerk
fortzusetzen. n

herrschaft beendet wird, die arbeitende Be-
völkerung die geplante Wirtschaft demokra-
tisch organisiert und Kuba international
nicht isoliert bleibt.

In anderen Arbeitskreisen wurden grund-
sätzliche Fragen zum Marxismus, Fragen der
Jugend-, Frauen- und Gewerkschaftsbewe-
gung diskutiert. Beeindruckend waren die
Berichte der Gäste aus aller Welt. So berich-
tete Roger Bannister, Vorstandsmitglied der
britischen Gewerkschaft UNISON, von den
Erfolgen, die kämpferische KollegInnen zum
Beispiel in Liverpool erringen konnten.

Die positive Resonanz auf die Sozialis-
mus-Tage zeigte sich auch daran, dass sich
an diesem Wochenende 11 Leute entschlos-
sen haben, der SAV beizutreten. Weitere 25
wollen mit uns in Kontakt bleiben.

Zum Abschluss betonte Aron Amm, ver-
antwortlicher Redakteur der VORAN, den
Erfolg des Wochenendes: „Ich denke, dass
wir die Osterfeiertage gut genutzt haben. Für
die Sozialismus-Tage 2002 werden wir grö-
ßere Räumlichkeiten brauchen!“  n

Aus neun verschiedenen Ländern nahmen internationale Gäste in Berlin teil.
Ariel Gottlieb aus Israel (links) überbrachte die Grußworte von Mavaak Sozialisti, der
CWI-Gruppe in Israel und referierte in der Veranstaltung „Pulverfass Naher Osten“

Vom Protest
zur Revolution!

Hannes Gerdes

Die 20 verschiedenen Diskussionsveranstaltungen wurden von insgesamt mehr als 350
TeilnehmerInnen besucht
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Spendenkampagne
der SAV
Wir haben ein Spendenziel bis
zum Sommer von 17.300 Mark

Bislang fest versprochen
wurden: 7.430 Mark

Und schon eingezahlt wur-
den: 410 Mark



Arbeit für alle!
➫ Nein zu Privatisierung und Stellenabbau im öffentlichen Dienst

➫ Öffentliche Investitionen und Neueinstellungen in den Bereichen Wohnen,
Umwelt, Bildung und Soziales

➫ Radikale Arbeitszeitverkürzung zur Verteilung der Arbeit auf alle,
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und Personalausgleich

➫ Nein zu Entlassungen und Betriebsschließungen.
Wer entlässt, gehört enteignet

➫ Überführung der Banken, Konzerne, Versicherungen in Gemeineigentum bei
demokratischer Kontrolle, Verwaltung und gesellschaftlicher Planung

Name, Telefon

Adresse

Mach mit bei der SAV
Ich möchte ...

❒  ... weitere Informationen über die SAV
❒  ... Mitglied der SAV werden

Ich möchte die

Einsenden an: Sozialistische Alternative, Littenstr. 106/107, 10179 Berlin,  Fax 030-24723804, e-mail: info@sav-online.de

abonnieren:
❒ zehn Ausgaben zu 25 DM
❒ ein Förderabo mit einer monatl. Spende
    von ___ DM bezahlen
❒ zusätzlich ___ Exemplare zum Weiterverkaufen

Name, Telefon

Adresse

Solidaritätspreis 3,– DM

 Gegenwehr, Solidarität, Sozialismus
VORAN Nr. 224   Mai 2001 1,– DM Solidaritätspreis 3,– DM

info@
sav-online.de

www.sav–online.de

 ✆ 030-24723802

Kampf gegen
Arbeitslosigkeit,
nicht gegen Arbeitslose!

Mit dem Ausspruch „Es gibt kein
Recht auf Faulheit in unserer Gesell-
schaft“ wies Bundeskanzler Gerhard
Schröder (SPD) den Arbeitslosen die
Schuld für weiterhin hohe Arbeitslo-
senzahlen zu. Schröder lenkte damit
von seinem bislang nicht eingelö-
sten Wahlversprechen ab, die Ar-
beitslosenzahlen bis zum Ende der
Legislaturperiode auf unter 3,5 Mil-
lionen zu reduzieren.

Von Malte Schophaus, Berlin

Statt die Arbeitslosigkeit zu bekämp-
fen, bekämpft Kanzler Schröder die Ar-
beitslosen und entfernt sich noch ein
Stück weiter von der ohnehin schon ver-
gessenen ArbeiterInnen-Tradition der
SPD. Mit der „Faulheit“ von Arbeitslo-
sen begründete Schröder in einem Bild-
Zeitungsinterview Anfang April, warum
es 600.000 offene Stellen bei einer Ar-
beitslosenquote von vier Millionen geben
kann. Gegen „Drückeberger“ müsse man
härter vorgehen. „Wer arbeiten kann, aber
nicht will, der kann nicht mit Solidarität
rechnen“, so Schröder wörtlich.

Schröders Aussage ist ein Ablenkungs-
manöver. Zum einen benötigt der Kanz-
ler eine Ausrede dafür, dass er es bislang
nicht geschafft hat, die Arbeitslosigkeit
erheblich zu reduzieren, wie er es im
Bundestagswahlkampf versprochen hat-
te. Im März 2001 registrierte die Bun-
desanstalt für Arbeit knapp vier Millio-
nen Arbeitslose, also eine halbe Million
mehr, als Schröder sich zum Ziel gesetzt
hatte. Zum anderen reagierte Schröder
mit seinem „Faulheits“-Vorwurf auf die
trüben Konjunkturaussichten. In ihrem
Frühjahrsbericht prognostizierten die
Wirtschaftsinstitute für das Jahr 2001
nur ein Wachstum von 2,1 Prozent. Die-
se Prognose bleibt weit hinter Schröders
Schätzung zurück, der auf 2,75 Prozent
Wachstum hofft. Selbst die Prognose
von 2,1 Prozent droht Makulatur zu
werden, da Deutschland vom Ab-
schwung der US- und der Weltwirt-
schaft nicht verschont bleiben wird.

Populismus hilft nicht
Schröder schreibt mit dem Angriff auf

die Langzeitarbeitslosen das gesell-
schaftliche Problem der Arbeitslosigkeit
den einzelnen Individuen zu. Dass
Schröders Faulheits-Logik nicht aufgeht,
lässt sich leicht an der Differenz zwi-
schen den bundesweit 600.000 offenen
Stellen und den fast vier Millionen Ar-
beitslosen zeigen. Insbesondere bei dem
geringen Stellenangebot in Ostdeutsch-
land ist der Vorwurf der Faulheit ein
Schlag ins Gesicht der Arbeitslosen. In
Sachsen-Anhalt zum Beispiel stehen nur
14.000 offene Stellen 283.000 Erwerbs-
losen gegenüber.

Mit seiner Attacke schürt Schröder
gleichzeitig eine gesellschaftliche Stim-
mung gegen „Sozialschmarotzer“. Die
Zahlen des Arbeitsamtes Berlin zeigen,
dass hier an der falschen Front gekämpft
wird: In Berlin wird nur in 0,33 Prozent
der Fälle (von 216.000 Beziehern von
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe)
eine angebotene Arbeit verweigert. Dar-
über, dass unter kapitalistischen Bedin-

gungen die angebotenen Arbeiten sinn-
entleert, unterbezahlt und vielleicht
wirklich ablehnenswert sind, ist in den
Medien nichts zu lesen.

Unternehmen bestimmen,
welche Arbeit zumutbar ist

Dass durch radikalen Abbau des Sozi-
alwesens tatsächlich neue Jobs geschaf-
fen werden können, zeigt das Beispiel
des US-amerikanischen Kapitalismus.
Es ist alles nur eine Frage der Zumutbar-
keitskriterien der Arbeit. Wenn Men-
schen keine Alternative haben, werden
sie auch unter den schlechtesten Ar-
beitsbedingungen und für Minimal-Löh-
ne arbeiten. Und dass Arbeitgeber sich
darüber freuen, wenn nun auch die Sozi-
aldemokraten in diese Kerbe schlagen,
verwundert nicht. Für die ArbeiterInnen
bedeutet das allerdings, dass bald voll-
ends durch die Unternehmen bestimmt
wird, was als „zumutbare Arbeit“ defi-
niert wird. Und in der herrschenden Pro-
fitlogik ist wohl jede Arbeit zumutbar,
die Kapitalbesitzern Profite einbringt.

Derzeit gilt eine Arbeit auch dann als
zumutbar, wenn sie mit erheblichen Ein-
kommenseinbußen im Vergleich zum
vorherigen Job einhergeht. Auch tägliche
Fahrtzeiten von bis zu 2,5 Stunden (bei
einer Arbeitszeit von über 6 Stunden),
andernfalls von bis zu zwei Stunden, gilt
als zumutbar.

Da die Zumutbarkeitskriterien aber
noch zu großzügig bemessen seien, for-
dern Schröder und die SPD nun weitere
negative Anreize für Arbeitslose: näm-
lich die Kürzung der Leistungen bei Ab-
lehnung einer Arbeit. Die Alternatividee
der CDU ist nicht besser. Unionsfrakti-
onschef Friedrich Merz und Co. fordern
ein „positives Anreizsystem“: Bislang
hätten Arbeitslose nicht genug Anreiz
eine Arbeit anzunehmen, weil die Lei-
stungen der Arbeitslosenversicherung zu
hoch seien. Arbeitslose seien also nicht
faul, sondern rational, wenn sie eine un-
terbezahlte Stelle ablehnten. Daher soll-
te die soziale Absicherung soweit run-
tergefahren werden, dass gegenüber einer
Minimalabsicherung sogar der Lohn ei-
nes Billigjobs noch einen positiven An-
reiz darstellt.

Diesen Weg leben die angelsächsischen
Länder vor, mit dem Erfolg, dass etwa
Britannien heute zwar eine niedrigere
Arbeitslosenquote, aber dafür auch eine
erheblich höhere Armutsquote als
Deutschland hat.

Eigentlich stellen die Produktivitäts-
steigerungen einen großen Fortschritt
dar. Es gilt allerdings diese Produktivität
zum Wohl aller Menschen zu nutzen -
und nicht nur zum Vorteil einer kleinen
herrschenden Elite. Dazu bedarf es einer
demokratischen Bestimmung der Arbei-
tenden darüber, was, wie und wieviel
produziert wird und wie der gesell-
schaftliche Reichtum verwandt und ver-
teilt wird.

Die Arbeitslosigkeit lässt sich kaum
durch die Verfolgung von „Leistungs-
missbrauch“ reduzieren, sondern durch
die Verteilung der notwendigen Arbeit
auf alle.            n

Für den 7. Juni 2001 hat die Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen  zu einem bundesweiten
Aktionstag aufgerufen: „Wir wollen der Hetze gegen Arbeitslose und den drohenden, verschärften Sanktionen offensiv
entgegentreten. Mit Information und vielfältigen Aktivitäten vor Ort wollen wir gegen weitverbreitete Vorurteile
angehen.“

Bundes-
weiter
Aktionstag
7. Juni


